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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

a) Berichte der Landesregierung zu den Tagesordnungspunkten 2, 3 
und 12  5 

b) Livestream der Aktuellen Viertelstunde 5 

1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Frak-
tion der SPD [s. Anlage 1]) 6 

2 NRW kauft ein – Studie untersucht Einkaufsverhalten und Handels-
angebot in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung, 
Präsentation s. Anlage 2) 12 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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3 Energiespeicherkonzept NRW (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 27 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

4 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen (fortlaufende Berichterstattung 
der Landesregierung) 32 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3473 

In Verbindung mit: 

 Lagebericht Tagebau Hambach – Abgrabungen Manheimer Bucht und 
Besetzung des Sündenwäldchens (Bericht beantragt von der Fraktion der 
FDP [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3479 

– Wortbeiträge 

5 Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen 36 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10884 

Schriftliche Anhörung 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
Stellungnahmen 
18/2150, 18/2162, 18/2164, 
18/2174, 18/2175, 18/2176, 
18/2177, 18/2185, 18/2188 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD 
gegen die Stimmen von SPD und FDP ab. 
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6 Sichere Energie und günstiger Strom durch einen innovativen Strom-

speichersee 43 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/9730 

Ausschussprotokoll 18/762 (Anhörung am 26.11.2024) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der SPD bei Enthaltung der FDP ab. 

7 Von guter Arbeit in gute Arbeit vermitteln – Das Land muss bei der 
Transformation der Arbeitswelt vom Zuschauen ins Handeln kommen 47 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/9162 

Ausschussprotokoll 18/709 (Anhörung am 30.10.2024) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab. 

8 Luftverkehr in Nordrhein-Westfalen stärken – Standortbedingungen 
verbessern 48 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12023 

– keine Wortbeiträge 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag des Vor-
sitzenden, sich nachrichtlich an der im federführenden Ausschuss 
geplanten Anhörung zu beteiligen. 
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9 Geplante Neuausrichtung der EU-Kohäsionspolitik nach 2027 – föderale 

und kommunale Mitgestaltung statt Zentralisierung! 49 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/12017 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an einer etwai-
gen Anhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 

10 Arbeitsplanung des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie für das Jahr 2025 (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP 
[s. Anlage 4]) 50 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3478 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, den Tagesordnungspunkt in 
einer der kommenden Sitzungen erneut aufzurufen. 

11 Zwischenbilanz ein Jahr Bürgerenergiegesetz (Bericht beantragt von 
der Fraktion der SPD [s. Anlage 5]) 53 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3474 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

12 Transport und Lagerung von CASTOR-THTR/AVR-Behältern und Uran-
anreicherung (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. Anlage 6]) 54 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

13 Verschiedenes 55 

hier: Debattenverlauf des Tagesordnungspunktes 10 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

a) Berichte der Landesregierung zu den Tagesordnungspunkten 2, 3 und 12 

Christian Loose (AfD) merkt an, dass bis 18:00 Uhr am gestrigen Abend zu den Tages-
ordnungspunkten 2, 3 und 12 keine schriftlichen Berichte der Landesregierung vorge-
legen hätten. Dies erschwere die Vorbereitung. Er bitte die Landesregierung darum, 
Berichte entweder zeitnah zu erstellen oder einen Hinweis auf rein mündliche Bericht-
erstattung zu geben. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte erläutert, dass schriftliche Berichte zu den genannten 
Tagesordnungspunkten nicht erwartet worden seien. Bei Tagesordnungspunkt 2 handele 
es sich um die Vorstellung einer Studie. Zu Tagesordnungspunkt 3 läge seit Längerem 
das Konzept schriftlich vor. Für den Tagesordnungspunkt 12 sei in Abstimmung mit 
der antragstellenden Fraktion ein mündlicher Bericht vorgesehen. Wenn in der Tagesord-
nung nicht der Hinweis „Vorlage erwartet“ stehe, könne von einem mündlichen Bericht 
ausgegangen werden. 

b) Livestream der Aktuellen Viertelstunde  

André Stinka (SPD) äußert sein Unverständnis darüber, dass über eine Liveübertragung 
des ersten Tagesordnungspunktes, Aktuelle Viertelstunde, kein Benehmen habe her-
gestellt werden können. – Daraufhin verweist Dr. Christian Untrieser (CDU) auf die 
zu Beginn der Legislaturperiode festgehaltenen Regeln. Ein Beschluss des Ältesten-
rates verbiete generell Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen. Normale Aus-
schusssitzungen würden ausnahmsweise gestreamt, sofern zwei Fraktionen dies bei der 
erstmaligen Benehmensherstellung zur Tagesordnung beantragten. Das treffe in diesem 
Fall nicht zu. 

Ein Antrag auf einen Livestream habe bei der ersten Benehmensherstellung nicht vor-
gelegen, führt Vorsitzender Dr. Robin Korte aus. Bei dem nachträglich gestellten 
Antrag sei die dann erforderliche Einvernehmensherstellung mit allen Fraktionen ge-
scheitert. 

Aus dem Redebeitrag von Herrn Untrieser schließt Alexander Vogt (SPD), die CDU-
Fraktion habe einen Livestream verhindert. Dafür fehle ihm das Verständnis und es 
werfe die Frage auf, wie die CDU-Fraktion zum CDU-Bundesvorsitzenden stehe. Über 
die Durchführung von Aktuellen Viertelstunden werde erst nach der ersten Benehmens-
herstellung entschieden, womit eine Liveübertragung von Aktuellen Viertelstunden un-
möglich wäre. Eine Alternative wäre die grundsätzliche Liveübertragung aller Sitzungen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte bittet darum, eventuellen weiteren Klärungsbedarf nicht 
in der Ausschusssitzung, sondern in der Obleuterunde zu erörtern.  
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1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 

der SPD [s. Anlage 1]) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Die Aktuelle Viertelstunde trägt den Titel „Uneinigkeit 
zwischen Merz und Wüst: „Wie verlässlich sind die Förderungen von thyssenkrupp und 
des Wasserstoffhochlaufs in Nordrhein-Westfalen?“ Sie wurde durch die Fraktion der 
SPD am 14. Januar 2025 beantragt. Der Antrag ist form- und fristgerecht gemäß § 60 
GO LT NRW eingegangen. Als Vorsitzender habe ich diesen für die heutige Sitzung 
zugelassen. 

Wie immer orientieren sich die Redezeiten gemäß der Geschäftsordnung an der Auf-
teilung der Redezeiten bei der Unterrichtung in einer Plenarsitzung. In dieser Wahlpe-
riode haben wir in der Obleuterunde frühzeitig vereinbart, dass das für unseren Aus-
schuss bedeutet – heruntergebrochen auf die Größe der Fraktionen und die Aktuelle 
Viertelstunde als Viertelstunde –, dass die Fraktionen von CDU und SPD sowie die 
Landesregierung jeweils eine Redezeit von 3 Minuten erhalten, die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 2 Minuten 30 Sekunden und die Fraktionen von FDP und AfD jeweils 2 Minuten. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass ich die Redezeiten heute wieder strikt handhaben 
werde und keine, wie wir das die letzten Male teilweise im Vorfeld vereinbart hatten, 
Überziehung oder Verdoppelung vornehmen möchte. Wer in dieser Debatte in einer 
zweiten Runde reden möchte, muss in der ersten Runde entsprechend kürzer reden 
und sich die Zeit selbst aufsparen. Ich erteile zunächst der antragstellenden Fraktion 
der SPD das Wort, anschließend folgen der Größe nach die Fraktionen von CDU, Grü-
nen, FDP und AfD sowie die Landesregierung. 

André Stinka (SPD): Ich finde es schade, dass wir für einen so gravierenden Fehler 
des CDU-Bundesvorsitzenden so wenig Zeit haben. Bei der CDA hat er in einer Zeit, 
in der in Nordrhein-Westfalen ein großes Projekt bei thyssenkrupp in einer schwierigen 
Situation ist, eine fahrlässige Äußerung getätigt und den Wasserstoffhochlauf bzw. die 
grüne Stahlproduktion in Abrede gestellt. Es ist für uns unverständlich, dass sich der CDU-
Bundesvorsitzende nicht mit dem nordrhein-westfälischen CDU-Ministerpräsidenten ab-
gesprochen hat und ihm im Grunde in den Rücken gefallen ist. Es ist für uns unver-
ständlich, dass Herr Merz damit auch das Recht der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer auf eine zukunftsfähige Stahlindustrie mit Füßen tritt. 

Das macht einmal mehr deutlich: Der sogenannte Wirtschaftsexperte tätigt in einer 
hochsensiblen Zeit eine sehr krude und gefährliche Äußerung, obwohl er doch ver-
meintlich der Wirtschaftsexperte sein soll. Wir haben das beim Thema „Windkraft“ – 
die Windräder sind ja angeblich „hässlich“ – schon mehrfach erlebt. 

Vor diesem Hintergrund habe ich eine Frage an die Ministerin. Auch wenn Sie nicht 
Ministerpräsidentin sind, sind Sie diejenige Fachministerin, die als stellvertretende Mi-
nisterpräsidentin diese Landesregierung immer wieder gerne nach außen vertritt. Wie 
ordnen Sie die Aussagen von Herrn Merz ein, und sind Sie sich noch der Unterstüt-
zung des nordrhein-westfälischen CDU-Ministerpräsidenten sicher? 
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Dr. Christian Untrieser (CDU): Die Wortmeldungen aus der SPD-Fraktion hätten 
nicht deutlicher machen können, um was es hier geht: Es geht hier um Wahlkampfkla-
mauk 31 Tage vor der Bundestagswahl. 

(Zuruf von der SPD: Klamauk macht nur einer!) 

Das ist heute Ihr einziges Ziel. 

Herr Stinka, ich habe sehr genau zugehört. Eine Sache finde ich sehr traurig. In Ihrer 
Beantragung der Aktuellen Stunde haben Sie den stern zitiert. Der stern wiederum hat 
Friedrich Merz falsch zitiert und das in seiner Online-Ausgabe korrigiert. Sie hatten 
heute nicht die Größe zuzugeben, dass Sie Friedrich Merz ursprünglich ein falsches 
Zitat in den Mund gelegt haben. 

(Lachen von der SPD) 

Das ist sehr schade. 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD – Alexander Vogt [SPD]: 
Das sagen die Richtigen!) 

Sie haben das nicht korrigiert. Ich sage Ihnen: Von Ihnen wird eine vollkommen falsche 
Faktenbasis vorgegeben. 

Deswegen nenne ich noch ein Zitat von Friedrich Merz aus den Tagen danach – Zitat –: 
Ich bin ein Befürworter der erneuerbaren Energien und der Nutzung von Wasserstoff 
und somit auch einer grünen Stahlproduktion. – Das sagte Friedrich Merz am Don-
nerstag den Zeitungen der FUNKE Mediengruppe. Und weiter: „Ich glaube an die Was-
serstofftechnologie.“ Damit ist eigentlich alles gesagt. Deswegen gibt es den herbei-
geredeten Dissens nicht. Wir stehen zur Wasserstofftechnologie. Wir stehen zu dem 
größten Förderprojekt des Landes Nordrhein-Westfalen in diesem Bereich. 

Anstelle von Lippenbekenntnissen – wir sind alle dafür; wir sagen alle in den Reden: 
Wir sind dafür, dass dieses Werk umgestellt werden kann – müssen Sie dann aber 
auch die Rahmenbedingungen schaffen. Gerade die von Olaf Scholz geführte Bun-
desregierung hat absolut unzureichende Rahmenbedingungen geschaffen. Das sage 
nicht nur ich, sondern auch der Nationale Wasserstoffrat, ein von der Bundesregierung 
eingesetztes Expertengremium. 

Drei Punkte. Die Kraftwerksstrategie, auf die wir drei Jahren gewartet haben, ist abso-
lut unzureichend. Die Strompreise wurden nicht gesenkt. Die Bürokratie wurde in dem 
Bereich nicht abgebaut. Das sind drei Maßnahmen, die die Bundesregierung hätte 
vornehmen müssen. Olaf Scholz hat dafür gesorgt, dass wir in Deutschland in dieser 
industriepolitisch und wirtschaftspolitisch ganz schwierigen Lage sind. Deswegen ist 
es gut, dass wir in einem Monat einen neuen Bundestag wählen können. Olaf Scholz 
ist das Gesicht dieser wirtschaftlichen Krise in Deutschland. 

(Beifall von der CDU) 

Jan Matzoll (GRÜNE): Ich will das Thema „Bundestagswahlkampf“ gar nicht so sehr 
in den Vordergrund rücken. Ich glaube aber: Auch nach den jetzt richtiggestellten 
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Aussagen von Friedrich Merz können wir uns trotzdem sehr glücklich schätzen, dass 
wir in NRW nicht mit Friedrich Merz regieren, sondern mit Hendrik Wüst. 

(Lachen von der SPD) 

Insbesondere die Industrie kann sich glücklich schätzen – jetzt kommen wir zurück zur 
Landespolitik und nehmen Abstand von den bundespolitischen Implikationen –, dass 
wir im Land einen breiten Konsens bezüglich der Themen „Wasserstofftechnologie“, 
„Wasserstoffhochlauf“ und insbesondere bezüglich einer Transformation der Stahlin-
dustrie, die auch von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern getragen wird, haben. 
Dazu haben wir mindestens zwischen den drei größten Fraktionen hier im Landtag 
einen breiten Konsens. Das ist viel wert. Das möchte ich heute als Botschaft in den 
Vordergrund stellen und nicht jede Aussage von Friedrich Merz im Wahlkampf, die mal 
mehr und mal weniger klug ist, häufiger vielleicht weniger klug. 

Wichtig ist, dass in NRW die schwarz-grüne Koalition, die größte Oppositionsfraktion, 
die in der Landesregierung verantwortlichen Personen – Hendrik Wüst und insbeson-
dere Mona Neubauer, die sich nach den Zitaten von Friedrich Merz öffentlich entspre-
chend geäußert haben –, ganz klar hinter der grünen Transformation der Stahlbranche 
stehen und daran auch wirklich nicht gerüttelt wird. Dass die Aussagen von Friedrich 
Merz in dem Moment aber auch innerhalb der CDU als durchaus unglücklich aufge-
nommen wurden, hat sicherlich die Körpersprache von Dennis Radtke gezeigt, nach-
dem Friedrich Merz das gesagt hat. Daher hoffe ich, dass wir an der Stelle nicht von 
unserem großen Konsens abrücken und diesen auch weiter vorantreiben werden. 

Dietmar Brockes (FDP): Bisher wurde in der Debatte wieder mal suggeriert, der grüne 
Stahl wäre eine reine Glaubenssache. Es ist völlig falsch, so zu tun, als könne die 
Politik sagen, was entscheidend ist. Letzten Endes kommt es darauf an, dass thyssen-
krupp ein tragfähiges Konzept findet, das dem Markt am Ende des Tages auch wett-
bewerbsfähige Produkte zur Verfügung stellt, die dann auch gekauft werden. Darüber 
entscheidet eben nicht die Politik, sondern der Markt. Deshalb ist es wichtig, dass wir 
aufhören, den Betroffenen etwas vorzugaukeln. 

Wir brauchen die Umstellung, um die Chance zu ermöglichen. Wir müssen es techno-
logieoffen angehen, sodass die Direktreduktion auch mit Erdgas betrieben werden 
kann, solange sie mit Wasserstoff nicht tragfähig ist. Dafür müssen die Förderungen 
entsprechend flexibel sein. Darauf kommt es an, um hier den Weg aufzuzeigen. Die 
aktuelle Stahlproduktion ist so global, dass es Überkapazitäten gibt. Die Wettbewerber 
sind technologisch mittlerweile auf dem Vormarsch, sodass wir neue Innovationen 
nach vorne bringen müssen. Am Ende des Tages muss aber der Markt entscheiden. 
Der Markt wird auch entscheiden und eben nicht die Politik. 

Christian Loose (AfD): Wie wettbewerbsfähig der deutsche Stahl ist, sieht man an 
der Georgsmarienhütte GmbH, die in diesen Zeiten nicht mehr produziert. Anschei-
nend hat Friedrich Merz die vom Bundesministerium geförderte Studie gelesen, die wir 
von der AfD auch immer wieder erwähnen. Diese Studie besagt, dass sich die Produk-
tionskosten von Stahl mittels Wasserstoffverfahren von etwa 300 Euro auf über 600 
Euro mehr als verdoppeln. Auch die Preisinformationsplattform Argus Media geht 
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gegenüber den herkömmlichen Verfahren von einer Verdoppelung des Stahlpreises 
aus. Es ergibt sich ein Anstieg von 550 Euro auf 1.070 Euro, wenn man Vollkosten-
preise ansetzt. Das ist die Wirklichkeit. Bei einem Weltmarktpreis von 650 Euro sind 
die Wasserstoffverfahren somit nicht wirtschaftlich. Da hilft auch kein fester Glaube. 

Wenn die Landesregierung unter der Führung von Henrik Wüst die Unternehmen je-
doch zu diesem teuren Wasserstoffverfahren zwingt, bedeutet das nichts anderes als 
eine dauerhafte Schließung dieser Stahlwerke durch die Hintertür, es sei denn, die 
anderen Parteien möchten den sogenannten grünen Stahl dauerhaft subventionieren. 
Aktuell werden in Deutschland etwa 36 Millionen Tonnen Stahl hergestellt. Die Um-
baukosten betrügen mindestens 36 Milliarden Euro. Die Subventionen betrügen auf 
Dauer mindestens knapp 11 Milliarden Euro – jährlich. Wer unsere Industrie und un-
sere Arbeitsplätze erhalten will, muss unsere Industrie endlich vor diesen verblendeten 
Klimavorgaben retten. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Mit der größten Einzelförderung der Landesge-
schichte unterstützen wir als Landesregierung thyssenkrupp Steel Europe dabei, die 
Produktion von fossiler Kokskohle auf grünen Wasserstoff umzustellen. Durch eine 
Zitierung des CDU-Vorsitzenden Merz sind im Magazin stern Zweifel am Einsatz von 
Wasserstoff für eine klimaneutrale Stahlproduktion geschürt worden. Diese sind nicht 
nur unberechtigt, sondern schüren auch unnötige Verunsicherungen. Mittlerweile 
wurde dort der ursprüngliche Text richtiggestellt, verändert und das Originalzitat von 
Friedrich Merz veröffentlicht, sodass sich alle insgesamt einen Eindruck machen kön-
nen. Ein anderer Tenor, der vor allem auf die Geschwindigkeit der Transformation ab-
zielt, war Inhalt der Aussage von Friedrich Merz. 

Ich will trotzdem mit Nachdruck klarstellen: Wir – auch Hendrik Wüst, lieber André 
Stinka – stehen zu unserer Entscheidung für das Projekt „tkH2Steel“ in Duisburg. Wir 
gehen weiterhin davon aus, dass das Projekt umgesetzt wird. Alle Beteiligten eint 
handlungsleitend die Erkenntnis, dass nur eine klimaneutrale Industrie langfristig aus 
Nordrhein-Westfalen heraus international wettbewerbsfähig sein wird. Dem „Nationa-
len Aktionsplan Stahl“, den wir im Rahmen des Nationalen Stahlgipfels 2024 in Duis-
burg Herrn Dr. Habeck überreicht haben, kommt hierbei eine ganz entscheidende 
Rolle zu. Der Plan bildet den strategischen Rahmen, um die Transformation der Stahl-
industrie auf nationaler Ebene zu unterstützen. Es ist die erste und dringende Aufgabe, 
diese Bedingungen nun zu schaffen, damit die Stahlproduktion grün werden kann. 

Wir in Nordrhein-Westfalen tun das Unsrige. Mit dem Wasserstoff-Importkonzept stel-
len wir Klarheit her und unsere strategische Ausrichtung dar, wie wir an dem Absichern 
und Identifizieren von Bezugsquellen für Wasserstoffinstrumente mitwirken. Bezugs-
quellen wie die Europäische Wasserstoffbank oder die Auktionsplattform „H2 Global“ 
befeuern den Aufbau internationaler Lieferketten für genau diesen grünen Wasserstoff. 
Wichtig ist, dass wir den Weg hin zum grünen Stahl nicht durch Zaudern und Hadern 
verzögern. Mit Blick auf die betroffenen Beschäftigten und die allgemeine wirtschaftli-
che Lage, im Sinne der Transformation des Industriestandorts Nordrhein-Westfalen 
und vor dem Hintergrund des mittlerweile korrigierten Zitats in der Berichterstattung 
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lautet mein sehr grundsätzlicher Appell an alle, denen es um die Sache geht, nicht mit 
Spekulationen für Unsicherheit zu sorgen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wenn noch weiterer Aussprachebedarf besteht, starte 
ich die zweite Runde. Ich weise darauf hin, dass alle Fraktionen noch Redezeit übrig-
hätten: die SPD-Fraktion gut 1 Minute 30 Sekunden, CDU und Grüne jeweils 45 Se-
kunden und FDP und AfD jeweils 40 Sekunden. Sie könnten sich also alle noch einmal 
zu Wort melden. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Untrieser, von Klamauk zu sprechen, wenn es um Zehn-
tausende Arbeitsplätze geht, finde ich schon ein starkes Stück. Dann auch noch nicht 
mal einen öffentlichen Stream schalten zu lassen, ist aus unserer Sicht wirklich ziem-
lich unterirdisch. 

Ihr Bundesvorsitzender hat für erhebliche Irritationen gesorgt und hat nicht nur Ängste 
bei Mitarbeitenden und deren Familien geschürt, sondern auch viel Verunsicherung in 
die mittelständische Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen gebracht, die sich darauf ver-
lässt, dass es einen Wasserstoffhochlauf gibt. Daher ist das ein Thema, das nicht nur 
uns interessiert, sondern auch viele Unternehmen und Mitarbeitende in diesem Land. 

Frau Neubaur, ich habe eine Nachfrage. Sie haben gerade relativ klar gesagt, was Sie 
davon halten, dass Herr Merz diese Verunsicherung reinbringt. Die bisherigen Förder-
zusagen lassen sich in Investitionsförderung und Betriebskostenzuschüsse aufteilen. 
Mal angenommen, Herr Merz hätte im Hintergrund die Idee, dass man hier nicht weiter 
subventionieren sollte: Ist sichergestellt, dass das, was bisher zugesagt ist, 

(Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Ja!) 

auf jeden Fall laufen muss, auch bezüglich der Betriebskostenzuschüsse,  

(Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Ja!) 

oder kann eine künftige Bundesregierung hier eine Änderung vornehmen? 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Kollege Vogt, man kann eine Verunsicherung 
auch herbeireden. Ich gehe noch mal darauf ein: Sie haben ein falsches Zitat zum 
Anlass genommen, um hier eine Aktuelle Viertelstunde zu beantragen, und haben die-
ses falsche Zitat in Ihrer Argumentation nicht aufgegriffen. Sie haben nicht gesagt, 
dass falsch zitiert wurde. 

Kommen wir zu Stimmen aus der Branche. Die Stahlbranche selbst hat sich bei Fried-
rich Merz dafür bedankt, dass er ein klares Bekenntnis für Industriearbeitsplätze in 
Nordrhein-Westfalen und Deutschland und für einen klimaneutralen Umbau abgege-
ben hat. Das sagt doch eigentlich schon alles. Die Stahlbranche und – da bin ich si-
cher – auch die Gewerkschaften haben sich für dieses klare Bekenntnis bedankt. Von 
Unsicherheit zu sprechen, kann ich dann nur noch als Wahlkampfklamauk bezeichnen. 

(Beifall von der CDU) 
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Vorsitzende Dr. Robin Korte: Besteht für die grüne Fraktion der Wunsch nach einer 
zweiten Runde? – Der besteht nicht. 

Dietmar Brockes (FDP): Leider bringt uns die heutige Debatte in der Sache nicht 
weiter. Ich möchte aber betonen, dass wir als Freie Demokraten sagen: Wir brauchen 
auch in Zukunft Stahl in unserem Land, um gerade auch aus Sicherheits- und Unab-
hängigkeitsgründen besser dazustehen. Dafür müssen alle technologischen Möglich-
keiten genutzt werden. Gerade das Thema „Kohlenstoffspeicherung“, das noch gar 
nicht angesprochen wurde, ist für uns dabei sehr wichtig. Wir sind bereit, den Weg der 
Transformation zu gehen. Wir müssen am Ende aber auch schauen, dass er bezahlbar 
ist. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Für die AfD besteht kein Bedarf einer weiteren Aus-
sprache. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Der Zuwendungsbescheid ist rechtlich bindend. 
Für thyssenkrupp Steel Europe ist daraus ein Rechtsanspruch entstanden. Solange 
die Förderbedingungen erfüllt sind, wird sich daran nichts ändern. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Die Fraktionen von Grünen und AfD hätten noch Rest-
redezeit, melden sich aber wahrscheinlich nicht mehr zu Wort. – Damit stelle ich fest, 
dass die Aktuelle Viertelstunde beendet ist. Ich bedanke mich für die sehr stringente 
Einhaltung der Redezeiten Ihrerseits und dafür, dass Sie selbst mit darauf geachtet 
haben. 
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2 NRW kauft ein – Studie untersucht Einkaufsverhalten und Handelsangebot 

in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung, Präsentation 
s. Anlage 2) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich begrüße Frau Professorin Schramm-Klein. Die 
Studie „Zukunft des Handels: Einkaufsverhalten und alternative Einkaufsmöglichkeiten 
in NRW“ ist bereits seit dem 17. Dezember 2024 auf der Homepage des MWIKE ab-
rufbar. Darüber wurden Sie alle informiert. In der heutigen Sitzung wird die Studie wie 
vereinbart durch die Landesregierung zusammen mit Frau Professorin Schramm-Klein 
als Verfasserin vorgestellt. 

(Folie 1) 

Prof.’in Hanna Schramm-Klein (Prof. Schramm-Klein GmbH): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Ministerin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue 
mich, dass ich die Studie hier vorstellen darf. 

(Folie 2) 

Ich kann natürlich nur auf ausgewählte Teile der Studie eingehen, da sie über 300 
Seiten lang ist, wie Sie vielleicht beim Herunterladen gesehen haben. Ich habe nur ein 
paar Snippets vorbereitet. Das erkennen Sie auch an meiner kleinen Agenda. Ich 
werde etwas zu den Kernergebnissen der Studie sagen und dann auf drei Themenbe-
reiche eingehen, die von besonderem Interesse sein könnten, nämlich die Digitalisie-
rung, verkaufsoffene Sonntage und die Nahversorgung. Danach ziehe ich noch ein 
Fazit.  

(Folie 3) 

Zu den Kernergebnissen der Studie werfen wir zunächst einen Blick auf deren Daten-
grundlage. 

(Folie 4) 

In die gesamte Befragung der Studie, die wir online durchgeführt haben, waren insge-
samt etwa 27 % aller Städte in Nordrhein-Westfalen einbezogen. Das waren 28 Kom-
munen. Wir haben 505 Handelsunternehmen befragt. Ein kurzer Hinweis: Dabei han-
delt es sich zu 95 % um kleine und mittlere Unternehmen, also um KMUs. Insgesamt 
haben wir 13.678 Verbraucherinnen und Verbraucher in NRW befragt. Ich denke, dass 
Nordrhein-Westfalen damit eine einmalige Datengrundlage hat, um sich mit den Themen-
feldern beschäftigen und aussagekräftige Informationen daraus ziehen zu können. 

(Folie 5) 

In der Befragung haben wir die Perspektiven dieser drei Befragungsgruppen betrach-
tet. Hinsichtlich der Situation der Konsumentinnen und Konsumenten kann man als 
Ergebnis einerseits klar festhalten, dass der stationäre Einzelhandel trotz der wach-
senden Bedeutung des Onlinehandels weiterhin der zentrale Bereich ist, in dem die 
Verbraucherinnen und Verbraucher in NRW einkaufen. Das bedeutet, dass der statio-
näre Einzelhandel für die Versorgungssicherheit eine große Rolle spielt und spielen 
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muss. Andererseits ist eindeutig, dass der Onlinehandel inzwischen ein Standardkanal 
des Einkaufens ist. Es geht nicht mehr darum, ob man sich eine Alternative zum Onli-
nehandel überlegt. Dieser ist schon ein Standardkanal zum Einkaufen, der insbeson-
dere für Non-Food-Produkte von Bedeutung ist. 

Bezüglich der Perspektive der Einzelhandelsunternehmen wird deutlich, dass sie be-
sonders starke Herausforderungen haben. Diese Herausforderungen kennen wir alle. 
Eine Herausforderung sind große Onlineplattformen: Eine dieser großen Onlineplatt-
formen deckt fast die Hälfte des Onlinehandels in Deutschland ab. Das Ladengeschäft 
betreffend gibt es zusätzlich die üblichen Probleme, beispielsweise steigende Ener-
giepreise und den Fachkräfte- und Arbeitskräftemangel in diesen Bereichen. Dazu 
kommt, dass man im Vergleich zu den Erwartungen der Verbraucherinnen und Ver-
braucher Digitalisierungsdefizite bei den KMUs des Einzelhandels beobachten kann. 

Die Kommunen sind sehr stark auf die Innenstädte angewiesen und müssen sich die 
Frage stellen, wie sie damit umgehen, dass die Einzelhandelsfläche zurückgeht. Das 
heißt, sie müssen sich damit beschäftigen, wie Einkaufsbereiche und Innenstädte aus-
sehen können, wie sie Innenstädte gestalten und was sie in Zukunft beispielsweise mit 
den leerstehenden Flächen machen wollen beziehungsweise müssen. 

(Folie 6) 

Wie Sie eben schon gesehen haben, ist das Themenfeld der Digitalisierung besonders 
relevant. 

(Folie 7) 

Wie bedeutend das ist, sehen wir beim Einkaufsverhalten daran, welche Kanäle die 
Verbraucherinnen und Verbraucher nutzen, wenn sie einkaufen. Im Bereich der Le-
bensmittel – das ist der linke Bereich, der in der Grafik dargestellt ist – findet der Ein-
kauf von über 85 % der Verbraucherinnen und Verbraucher stationär in den Geschäf-
ten ihrer eigenen Stadt statt. Einige Verbraucherinnen und Verbraucher weichen auf 
Nachbarstädte aus. Etwa drei Viertel der Verbraucherinnen und Verbraucher nutzt den 
Onlinekanal für Lebensmittel nicht. Das hat einerseits mit dem Einkaufsverhalten und 
der Einkaufsausstattung zu tun, andererseits aber auch mit dem Thema der Verfüg-
barkeit, gerade in ländlichen oder dezentralen Räumen. 

Im gesamten Non-Food-Bereich, den wir auf der rechten Seite der Grafik zusammen-
gefasst betrachtet haben, ist der Standardkanal des Einkaufens nicht mehr der statio-
näre Einzelhandel. Fast 68 % der Verbraucherinnen und Verbraucher kaufen ihre Non-
Food-Produkte oft oder meistens über den Onlinekanal. In der eigenen Stadt oder in 
anderen Städten, also im stationären Einzelhandel, ist dieser Anteil deutlich niedriger 
und liegt jeweils unter 50 %. Daran sieht man, welche Bedeutung der Online-Handel 
dafür hat, wie die Verbraucherinnen und Verbraucher darüber nachdenken und ein-
schätzen, wo sie einkaufen. 

(Folie 8) 

Das Thema „Digitalisierung“ ist natürlich nicht nur auf das Einkaufen und Einkaufsver-
halten begrenzt, sondern bezieht sich auch darauf, dass die Konsumentinnen und 
Konsumenten digitale Kanäle in unterschiedlichem Ausmaß nutzen. Sie kaufen regel-
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mäßig online ein, sie nutzen Omnichannel-Services – verbinden also den stationären 
Einkauf mit Aspekten aus dem Onlinebereich –, und sie wollen das auch in der Zukunft 
weiter tun. Man kann aber auch beobachten, dass die Handelsunternehmen, die hier 
betrachteten KMUs, hinter diesen Anforderungen zurückbleiben. Sie haben oft keine 
oder nicht ausreichende Ressourcen, teilweise fehlt es aber auch an Strategie. Immer-
hin ein Drittel hat etwa einen eigenen Online-Shop. Digitale Medien und digitale Tech-
nologien in den Ladengeschäften sind aber der Ausnahmefall. Dazu kommt, dass in 
den Kommunen eher Skepsis herrscht. Man hat dort oft Bedenken, was Digitalisierung 
mit den Innenstädten macht und wie man sie in den Innenstädten mit Blick auf die 
Ausgestaltung, Attraktivität und Atmosphäre realisieren kann. 

(Folie 9) 

Ein weiteres Thema, ein weiteres kleines Snippet sind verkaufsoffene Sonntage, die 
anscheinend sehr emotional diskutiert werden. 

(Folie 10) 

Mit Blick darauf, was die Adressatengruppe – sprich: die Personen, die verkaufsoffene 
Sonntage in ihrem Einkaufsverhalten nutzen sollen – über diese denkt, wird deutlich, 
dass die Verbraucherinnen und Verbraucher ein eher moderates Interesse an ver-
kaufsoffenen Sonntagen haben. 

Auf einer Skala von 1 bis 5 wurden die Antworten auf die Frage gemessen, inwieweit 
bestimmte Merkmale verkaufsoffener Sonntage für die Verbraucherinnen und Ver-
braucher relevant und bedeutend sind. Die Antworten zeigen, dass die Verbraucherin-
nen und Verbraucher nicht das Gefühl haben, dass verkaufsoffene Sonntage für die 
Attraktivität eine Rolle spielen oder das Gemeinschaftsgefühl sowie die mit der Familie 
genutzte Zeit verbessern. Der größere Teil der Verbraucherinnen und Verbraucher fin-
det verkaufsoffene Sonntage nicht so wichtig und relevant. Was in der Grafik links des 
Strichs steht, wird von den Konsumentinnen und Konsumenten eher abgelehnt. Nur 
der Aspekt, dass verkaufsoffene Sonntage nicht so bedeutend sind, findet eher Zu-
stimmung. Man kann erkennen, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher verkaufs-
offenen Sonntagen eher eine moderate Rolle zuschreiben. 

(Folie 11) 

Interessanterweise ist aber beobachtbar: Je jünger die Zielgruppe ist, desto stärker ist 
die Zustimmung für verkaufsoffene Sonntage, und je älter die Personen sind, desto 
weniger Interesse und Bedeutung haben verkaufsoffene Sonntage. Das ist vielleicht 
ein wenig kontraintuitiv zu dem, was man erwarten würde. 

Man kann aber auch beobachten, dass zumindest die von uns befragten Unternehmen 
auch einen moderaten Mehrwert beobachten. Man macht verkaufsoffene Sonntage, 
um Attraktivität und Umsatz zu steigern, aber der wirtschaftliche Beitrag, den man da-
bei sowohl kurz- als auch langfristig generieren kann, ist eher moderat. 

Die Kommunen setzen auf verkaufsoffene Sonntage oft eher als kurzfristige Lösung, 
um die Attraktivität und die Besucherfrequenz zu steigern. Sie wollen eigentlich genau 
den beiden Zielgruppen, die nur mäßiges Interesse an verkaufsoffenen Sonntagen 
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zeigen, etwas Gutes tun. Man kann also beobachten, dass verkaufsoffene Sonntage 
durchaus als Event genutzt werden können, langfristig aber sicherlich keine Rolle spielen. 

(Folie 12) 

Das dritte Themenfeld ist die Nahversorgung. Für den Bereich der Nahversorgung 
konnten Sie schon erkennen, dass dieser besonders interessant und relevant ist: Wir 
beobachten, dass der stationäre Einzelhandel hier eine besondere Rolle und gerade 
das Thema „Onlinehandel“ in diesem Kontext noch keine so bedeutende Rolle spielt. 

(Folie 13) 

Das liegt insbesondere daran, dass Deutschland in Bezug auf den stationären Lebens-
mitteleinzelhandel zu den Ländern mit der besten Filialausstattung zählt. Das sehen 
wir auch in unserer Studie. 

Beim Blick darauf, wie weit der Anfahrtsweg – geschätzt von den Konsumentinnen und 
Konsumenten – bis zum nächstgelegenen Supermarkt ist, können Sie erkennen, dass 
fast 84 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer angeben, dass dieser eine vergleichs-
weise kurze Distanz von 3 km hat. Das sieht ein bisschen anders aus, je größer die 
Stadt ist. Rechnet man die oberen beiden Zahlen zusammen, liegt man bei Kleinstäd-
ten bei etwa 71 %, bei Mittelstädten bei ungefähr 82 % und bei Großstädten bei 92 %. 
Wir haben in der näheren Umgebung eine sehr gute Ausstattung mit Lebensmittelein-
zelhandelsgeschäften. Die weiteren Entfernungen liegen in Städten oder Kommunen 
vor, in denen die Wohnorte der beteiligten Personen dezentraler liegen. Zudem waren 
auch Kommunen mit einer sehr großen Fläche beteiligt, in denen die Anfahrtswege 
entsprechend sehr groß werden. 

(Folie 14) 

In der Zusammenfassung wird deutlich, dass mit Blick auf die Nahversorgung die An-
fahrtswege für knapp 84 % aller Befragten sehr kurz sind. Bei einer Unterteilung liegt 
man im ländlichen Raum immerhin noch bei etwa 80 %, die kurze Anfahrtswege ha-
ben, im urbanen Raum bei 87,3 % und in Großstädten bei sogar 92 %. 

Das Ganze hat aber trotzdem eine etwas bittere Seite, denn wir haben auch die Frage 
untersucht, inwieweit die Verbraucherinnen und Verbraucher mit der Einkaufssituation 
im stationären Handel in ihrer Stadt sind. Dazu muss man leider sagen, dass die Zu-
friedenheit praktisch nirgendwo noch gegeben ist. Interessanterweise gibt es in Groß-
städten, in denen man objektiv eigentlich die beste Ausstattung vorfindet, eine beson-
ders geringe Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor Ort. In den kleinen und Mittel-
städten hat man das Gefühl, dass sich die Verbraucherinnen und Verbraucher mit der 
Ausstattung einfach abgefunden haben oder Alternativen finden, mit denen sie zu-
rechtkommen. 

Die Zahl der Geschäfte – das findet man auch in der amtlichen Statistik – geht in allen 
Arten der Kommunen zurück. Man muss aber bedenken, dass man bei der Nahver-
sorgung nicht nur an Lebensmittel denken sollte. Eigentlich muss man versuchen, 
auch an eine ganzheitliche Versorgung mit Non-Food-Produkten zu denken, auch mit 
Markenprodukten, die die Verbraucherinnen und Verbraucher vielfach nachfragen. 
Man muss klar sagen, dass die ländlichen Räume in diesem Bereich schon fast als 
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abgehängt bezeichnet werden können. In diesen Bereichen finden Sie Non-Food-Pro-
dukte bis auf Ausnahmen und bis auf eine Art Grundbedarf kaum noch als ein Angebot, 
das den Anforderungen der Verbraucherinnen und Verbraucher entspricht. 

(Folien 15 und 16) 

Auf Basis dieser Studie kann man zusammenfassen, dass für den Einzelhandel ins-
besondere mit Blick auf die Unternehmen etwas ganz Wesentliches gilt. Das stelle ich 
– eine persönliche Anekdote – natürlich besonders gerne heraus, denn ich habe meine 
Habilschrift zum Thema „Standort und Standortstrategien von Handelsunternehmen“ 
verfasst. Man kann immer noch beobachten, dass der Standort für den Einzelhandel, 
aber auch für die Kommunen als Schlüsselfaktor auch in Zeiten, in denen Digitalisie-
rung eine große Rolle spielt, immer noch bedeutend ist. In unserer Studie hat sich 
gezeigt, dass für die Handelsunternehmen die klassischen Standortfaktoren „Erreich-
barkeit“, „Aufenthaltsqualität“, „attraktive Konditionen“ – in Bezug auf die Miete und 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen – und der Mix, in den man sich als Handelsunterneh-
men integriert, besondere Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg sind. 

Das bedeutet, dass vor allem kleinere Städte vor große Herausforderungen gestellt 
werden. Dazu kommt, dass die Kommunen dort oft mit finanzieller Schwäche, aber 
auch mit einer begrenzten Bevölkerungszahl zu kämpfen haben. Das bedeutet natür-
lich, dass die Frequenz für den lokalen Einzelhandel eingeschränkt ist, was die Optio-
nen dort wesentlich beschränkt. Außerdem müssen wir weiterhin an die Onlinekonkur-
renz und an die Konkurrenz in den und durch die Metropolen denken. Trotzdem zeigt 
sich aber, dass der stationäre Handel unverzichtbar ist – zumindest noch aktuell. 

Es zeigt sich aber auch, dass man vielleicht stärker an Zielgruppenkonzepte denken 
muss. Wir können beobachten, dass ältere Menschen sehr stark auf den stationären 
Einzelhandel angewiesen sind. Auch Jüngere schätzen den stationären Einzelhandel, 
Innenstädte und auch das soziale Erlebnis vor Ort aber durchaus. Man muss ferner 
bedenken: Wenn Einzelhandelsunternehmen stationäre Geschäfte haben, bedeutet 
das mit Blick auf die weitere Entwicklung immer, dass sie ihre Entscheidungen auf der 
Basis unternehmerischen Kalküls treffen und treffen müssen. Wenn sie ein Einzelhan-
delsgeschäft eröffnen und unterhalten, dann bedeutet das immer, dass sie sich finan-
ziell engagieren müssen. Das bedeutet, dass sie ins Risiko gehen und eine wirtschaft-
liche Tragfähigkeit sichern müssen. Das wird – das kann man auf Basis unserer Studie 
beobachten – für viele Einzelhandelsunternehmen, gerade im ländlichen Raum, immer 
schwerer. 

(Folie 17) 

Ich danke Ihnen ganz herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Frau Professorin Schramm-Klein, vielen Dank für den 
sehr interessanten Vortrag. – Bevor gleich sicherlich viele Fragen gestellt werden, er-
teile ich Frau Ministerin Neubaur für die Landesregierung das Wort. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 17 - APr 18/812 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 22.01.2025 
62. Sitzung (öffentlich) jae 
 
 
Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Liebe Frau Professor Schramm-Klein, auch von 
meiner Seite herzlichen Dank, dass Sie die Studie vorgestellt haben. Nordrhein-West-
falen ist wirklich ein wichtiger Handelsstandort. Mit über 100.000 Geschäften und ei-
nem Jahresumsatz von 100 Milliarden Euro ist der Handel für unser Bundesland prä-
gend, und das in ganz besonderer Weise. 

Gleichzeitig merken wir eben, dass sich die Branche im Wandel befindet. Der Wandel 
liegt nicht nur an den vielfältigen Möglichkeiten der Digitalisierung, sondern bekommt 
durch ein verändertes Kaufverhalten der Menschen einen zusätzlichen Anstoß. Vor 
diesem Hintergrund haben wir die Studie in Auftrag gegeben. Das Ziel war, das aktu-
elle Einkaufsverhalten zu untersuchen und dabei in NRW neue Angebotskonzepte so-
wie deren Akzeptanz und Zukunftsfähigkeit untersuchen zu lassen. 

Zwei wesentliche Punkte würde ich gerne herausgreifen. Es ist positiv – das wurde 
ausgeführt –, dass der stationäre Handel weiterhin ein zentrales Element für lebendige 
Stadtzentren ist und auch so wahrgenommen wird. Das zeigt sich darin, dass Men-
schen in der breiten Mehrheit Lebensmittel und Waren des täglichen Bedarfs in ihrer 
eigenen Stadt kaufen. Ich will es auch einmal sagen: Das sind beeindruckende Zahlen. 
In Nordrhein-Westfalen können die Menschen das machen, weil wir dafür die pas-
sende Versorgungslage haben. 

Im Non-Food-Bereich sieht es anders aus. Wir glauben allerdings, aus der Studie ab-
leiten zu können, dass in der Nutzung der digitalen Möglichkeiten vor Ort Chancen 
liegen. Die Menschen interessieren sich für die digitalen Tools im stationären Handel, 
wie zum Beispiel Selfscanning, lokale Einkaufs-Apps, digitale Gutscheine oder lokale 
Lieferdienste. Da gibt es Nachholbedarf – das wird in der Studie auch deutlich – und 
auch Schulungs- und Beratungsbedarf. In Nordrhein-Westfalen gibt es Digital Coaches 
für den Handel, die gerade die kleinen und mittelständischen Unternehmen dabei un-
terstützen, eine nachhaltige Strategie zur Digitalisierung des Ladengeschäfts zu ent-
wickeln, die immer parallel zur – wenn ich das so sagen darf – analogen strategischen 
Entwicklung eingesetzt werden muss. 

Deshalb kommen wir zu dem Schluss, dass das Augenmerk im Hinblick auf Impulse 
für den Handel und die Städte auf wichtige Aspekte gerichtet werden sollte, wie zum 
Beispiel die Nutzung der digitalen Möglichkeiten. Bezüglich der Sonntagsöffnungen ist 
dargestellt worden, wie das Nutzerinnen- und Nutzerverhalten ist und wie die Einschät-
zung zur Lage ist. 

Von meiner Seite noch mal herzlichen Dank an Sie, an die Kolleginnen aus Ihrem 
Team, an das Team aus meinem Ministerium und für die Gelegenheit, dass die Studie 
hier behandelt wird. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Vielen Dank. – Ich frage nach Wortmeldungen. – Das 
sind schon eine ganze Menge. Es gibt mit Sicherheit auch Fragen zu dem Vortrag, und 
ich würde vorweg auch eine stellen.  

Am Ende ist dargestellt worden, dass die Zufriedenheit mit der Einkaufssituation in 
Großstädten als besonders gering empfunden wird. Mich interessiert, welche Gründe 
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dafür angeführt werden oder was aus Ihrer Interpretation dazu führt? Erst mal ist es ja 
nicht ganz nachvollziehbar, warum das gerade in Großstädten so ist. 

Thomas Okos (CDU): Vielen Dank, Frau Professorin Schramm-Klein. Das war ein 
Vortrag, dem wir sehr gespannt gelauscht haben. Gerade der Einzelhandel und die 
Einkaufsstraße vor Ort sind für Landespolitiker und auch Kommunalpolitiker Woche für 
Woche ein großes Thema. Da sind wir auch immer sehr bemüht. Daher sind die 
Punkte, die Sie genannt haben, sehr wichtig.  

Es ist auch klar, dass jeder Handel, jede Einkaufsstraße zusätzlich individuell zu be-
trachten ist. Das tut man vor Ort auch immer. Ich habe zu zwei Punkten, die Sie zentral 
hervorgehoben haben, Fragen, zum einen zum Bereich „Digitalisierung“. Es ist schon 
so, dass es gerade bei dem inhabergeführten Einzelhandel eine Zurückhaltung gibt, 
weil Overhead-Kosten oder technische Barrieren vorherrschen, die andere Unternehmen 
nicht haben. Da wir schon Verschiedenes erprobt haben, auch in unterschiedlichen 
Kommunen, lautet die Frage: Was ist bei den Omnichannel-Services wirklich eine gute 
Möglichkeit, um diese Barrieren zu überwinden? Das Land leistet da viel – das kommt 
auch gut an –, aber wir merken an vielen Stellen, dass es irgendwo dann doch wieder 
einschläft. Daher: Was kann die Digitalisierung noch besser nach vorne treiben?  

Zum anderen argumentiere ich bezüglich der verkaufsoffenen Sonntage: Umsatz 
schlägt Umfrage. Es kann gut sein, dass das Einkaufsverhalten so ist, wie Sie es dar-
stellen. Ich zweifle das nicht an. Ich höre aber häufig von den Einzelhändlern: Wir 
brauchen diese verkaufsoffenen Sonntage, weil wir da mehr Umsatz machen als im 
Verlauf der Woche. – Nur die verkaufsoffenen Sonntage sorgen dafür, dass manche 
überhaupt überleben können. Die sind alle auch sehr bemüht, an Veranstaltungen zu 
partizipieren. Hinsichtlich der Klageverfahren, die von anderer Seite angedroht wer-
den, ist es ja auch jedes Mal dasselbe Spielchen. Die sind aber wichtig. 

Haben Sie auch eine Erhebung, wie der Warenkorb oder der Umsatz an verkaufsoffe-
nen Sonntagen gegenüber anderen Handelstagen in Nordrhein-Westfalen aussieht, 
gerade in Grenznähe zu den Niederlanden. Wenn man beispielsweise nach Roer-
mond, Venlo oder Maastricht fährt, muss man immer auch Stauzeit mit einkalkulieren. 
Das liegt ja auch am Konsumverhalten unserer Bürgerinnen und Bürger. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, Frau Professor Schramm-Klein für die Studie und 
die Präsentation. In der Studie werden viele wichtige und hilfreiche Punkte genannt, 
gerade in Bezug auf das ganze Thema „Digitalisierung“. Bei den Sonntagsöffnungen 
bin ich in der Tat auch skeptisch und unterstütze den Kollegen Okos. Sie fragen: „Ver-
kaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich …“. Dann kann man nur antworten: 
Wenn es auch ein Angebot gibt. Wo es kein Angebot an verkaufsoffenen Sonntagen 
gibt, ist natürlich auch keine Nachfrage da. Ich glaube, deshalb beantworten viele Bür-
gerinnen und Bürger diese Frage so negativ, weil sie eben kaum Angebote von ver-
kaufsoffenen Sonntagen haben. 

Gleiches gilt dafür, dass die Sonntagsöffnung für Sie Eventcharakter hätten. Ja, lo-
gisch. In Nordrhein-Westfalen darf es nur verkaufsoffene Sonntage geben, wenn darüber 
hinaus ein dominierendes Event im Vordergrund steht. Dann dürfen auch mal die 
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Geschäfte aufmachen. Deshalb muss man sich meines Erachtens auch nicht über 
diese Antworten wundern. 

Die für mich entscheidende Frage richtet sich aber nicht an Sie, sondern an die Minis-
terin. Wir haben jetzt Daten, Informationen und sehr viele gute Handlungsempfehlun-
gen. Wie ist Ihr Zeitplan, diese auch umzusetzen, oder werden die erst mal nur ins 
Regal gestellt? 

Jan Matzoll (GRÜNE): Frau Professorin Schramm-Klein, vielen Dank für den sehr 
kurzweiligen Vortrag. Auch wenn man die Studie vorher schon mal gelesen hatte, 
wenn auch ehrlicherweise nicht alle 300 Seiten, ist es doch hilfreich, von der entspre-
chenden Autorin noch mal die Kernelemente vorgestellt zu bekommen und daraus 
dann auch einen Ausblick ableiten zu können. 

Meine Frage bezieht sich auch auf den Bereich „Digitalisierung“, weil ich glaube, dass 
der Faktor entscheidender ist als die Sonntagsöffnungen. Welche Digitalisierungsas-
pekte können aus Ihrer Sicht oder abgeleitet aus den Studienergebnisse – ich weiß 
natürlich nicht, wie tiefgehend dieser Bereich war – etwas ausmachen? Ich glaube, 
dass es für die meisten Einzelhändler wenig Sinn macht, einen Onlineshop zu haben. 
Wenn ich etwas online bestelle, dann nutze ich die bequemen, großen Anbieter und 
suche mir nicht lokale Anbieter raus. Bei Letzteren kann es aber natürlich vorteilhaft 
sein, wenn ich online oder bei einer App einsehen kann, welches Sortiment es vor Ort 
gibt und wo ich im Umkreis der nächsten 500 Meter Produkt X oder Produkt Y erwer-
ben kann. 

An welchen Stellen ist Bewegung in dem Thema, und wie kann die Politik sowohl auf 
der Landes- als auch auf der Kommunalebene die große Anzahle der KMUs dabei 
unterstützen, einen Weg in die digitale Welt zu schaffen, der nicht in Konkurrenz zu 
Amazon und Co. tritt, sondern tatsächlich das Einkaufsverhalten vor Ort optimieren 
und verbessern kann? 

André Stinka (SPD): Frau Professor Schramm-Klein, Sie haben von Zielgruppenkon-
zepten gesprochen. Könnten Sie das ein bisschen näher erläutern? Ich komme aus 
einer mittelgroßen Stadt mit 48.000 Einwohnern. Sie sagten, man müsse sich dann 
auch um Strukturen kümmern. Ich frage mich immer: Wer soll das in so einer Kom-
mune machen, und kann diese Mittelkommune das leisten? Wie schätzen Sie das ein? 
Das halte ich schon für wichtig, um sich dort zukünftig entsprechend aufzustellen. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir steigen in die Beantwortung der Fragen ein. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Lieber Herr Brockes, ich habe in meinem State-
ment schon gesagt, dass wir das Notwendige mit den Digital Coaches konkret und 
aktiv unterstützen, sodass sich die Händlerinnen und Händler für den Handel selbst 
mit der Digitalisierung ihres Angebotes auseinandersetzen. Die Studie gibt einen 360-
Grad-Blick über den Handel in NRW, das Einkaufsverhalten der Menschen, die Sicht 
der Händlerinnen und Händler und die Perspektive der Städte. Sie ist vor allem eine 
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Grundlage, um mit Mythen aufzuräumen. Sie widerlegt, dass Menschen sonntags zum 
Einkaufen ins Ausland fahren, weil es zu wenig verkaufsoffene Sonntage gibt. Das ist 
ein Ergebnis der Studie. 

Wir haben zum Beispiel für die Bedeutung verkaufsoffener Sonntage, die Verbreitung 
von Automatenkiosken oder der Sicherheit und Sicherung der Nahversorgung reprä-
sentative Zahlen, die wir verwenden können. Es ist eine repräsentative Studie mit ent-
sprechenden Ergebnissen. 

Wer glaubt, dass lebendige Innenstädte aus dem Wirtschaftsministerium angeleitet 
werden können, ist nicht mit der Ernsthaftigkeit dabei, die es eigentlich braucht. 

Wenn wir uns unsere Innenstädte vor Augen führen, wünschen wir uns doch alle In-
nenstädte, in denen genau wie an verkaufsoffenen Sonntagen Leben in der Bude sein 
sollte. Um das Leben in die Bude zurückzubekommen, ist es vor allem die Aufgabe 
der Kommunen, sich eigene Handelsstrategien zu überlegen. Dafür haben sie mit den 
Ergebnissen der Studie etwas Gutes an die Hand bekommen, mit dem sie selbst ar-
beiten können. Für die Händlerinnen und Händler gibt es durch die Erkenntnisse der 
Studie auch die Möglichkeit, etwas zu tun und für die konkrete Ausgestaltung mit dem 
Handelsverband oder auch mit meinen Kolleginnen und Kollegen aus dem Wirtschafts-
ministerium zu schauen, wo man noch mehr unterstützen kann. 

Prof.’in Hanna Schramm-Klein (Prof. Schramm-Klein GmbH): Ich danke Ihnen für 
die vielen Fragen und das große Interesse an der Studie. Ich werde versuchen, alle 
Fragen systematisch durchzugehen. 

Die erste Frage war, warum die Zufriedenheit in Großstädten so niedrig ist, obwohl 
man das Gegenteil erwarten würde. Das ist relativ einfach zu beantworten. Ich bin 
Konsumentenverhaltensforscherin. Zufriedenheit ergibt sich immer aus dem Abgleich 
von Erwartungen mit dem tatsächlich Erlebten. Die Erwartungen, die an Großstädte 
gestellt werden, sind schlicht und ergreifend höher als das, was man dort tatsächlich 
als Angebot vorfindet. 

Das hängt auch damit zusammen, dass das Einzelhandelsangebot in Deutschland ins-
gesamt sehr stark zurückgeht, angetrieben ein wenig durch die Coronazeit, die vieles 
katalysiert hat. Das hat einfach dazu geführt, dass die Erwartungen deutlich höher sind 
als das, was man vor Ort findet. Das ist die Erklärung, die man dafür hat. Die Erwartun-
gen sind wesentlich höher als das, was geboten wird, auch wenn das Angebot gerade 
im Vergleich zu kleineren Stadtstrukturen objektiv gesehen vergleichsweise gut ist. 

Bei der zweiten Frage ging es um die Digitalisierung. Sie haben betont, dass natürlich 
jeder Standort an sich beobachtet werden müsse. Das ist absolut richtig. Im Einzel-
handel sagen wir immer: Retail is Detail. Das heißt, es kommt immer auf den jeweiligen 
stationären Standort an, der durch seine speziellen Rahmenbedingungen gekenn-
zeichnet ist. Vor allem haben Sie betont, dass die Digitalisierungskosten vergleichs-
weise hoch seien, und die Frage gestellt, wie man die Barrieren, zu investieren, über-
winden könnte beziehungsweise wie die Digitalisierung unterstützen werden könnte. 
Ich verweise immer sehr gerne auf Konzepte der Kooperation; in diesem Kontext ho-
rizontale Kooperation zwischen Einzelhandelsunternehmen 
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Es gibt Strukturen, auf die man zurückgreifen kann. Beispielsweise gibt es, unterstützt 
vom Mittelstandsverband, Verbundgruppen, die sich darauf spezialisieren, dass sich 
Unternehmen, die beim Aufbau von Onlineshops gleichartige Probleme haben, ob in 
der Logistik oder in der Digitalisierung, dort Unterstützung holen und in diesen Berei-
chen kooperieren können. Das heißt, dass sich eigentliche Wettbewerber Bereiche 
suchen, in denen sie zusammenarbeiten können, um gemeinsam Stärke zu gewinnen. 
Das ist eine Möglichkeit, mit der man arbeiten kann. Damit wird auch schon vergleichs-
weise erfolgreich agiert, beispielsweise im Bereich des Elektronikfachhandels. Ver-
bundgruppen wie expert oder Ähnliche agieren genau nach diesem Konzept und bie-
ten Unterstützung in diesen Bereichen. 

Bei der dritten und vierten Frage ging es um das Thema „verkaufsoffene Sonntage“. 
Zum einen wurde gesagt: „Umsatz schlägt Umfrage.“ Das würde ich gerne etwas re-
lativieren, weil es unsere Umfrage in ein schlechtes Licht rückt. Mir wurde selten ge-
sagt – und ich habe sehr viel mit Handelsunternehmen zu tun, nicht nur lokal, sondern 
auch international –, dass der Umsatz eines Wochentages bzw. einer Woche niedriger 
sei als der Umsatz eines verkaufsoffenen Sonntages und dass man auf den Umsatz 
des verkaufsoffenen Sonntages angewiesen sei. Wenn man auf diesen Umsatz ange-
wiesen sein sollte, dann – verzeihen Sie mir, dass ich das so drastisch ausdrücke – 
sollte man sich die Frage stellen, ob das Geschäftsmodell noch funktioniert, wenn man 
maximal acht verkaufsoffene Sonntage im Jahr durchführen darf. Das habe ich – das 
muss ich ehrlich sagen – vergleichsweise selten gehört. 

Unsere Studie zeigt, dass die verkaufsoffenen Sonntage mit Blick auf die Nachfrage 
nicht so relevant zu sein scheinen. Das leitet zu der vierten Frage über, in der ange-
deutet wurde, es gebe kaum Angebote für verkaufsoffene Sonntage. Bei Ihrer Ein-
schätzung müssen Sie eines bedenken. „Kaum Angebote“ bedeutet immer, dass Sie 
bei solchen Fragestellungen den Radius der Verbraucherinnen und Verbraucher zu-
grunde legen müssen. Diese haben die Möglichkeit, bei einer Vielzahl von verkaufsof-
fenen Sonntagen in verschiedenen Städten einzukaufen. Sie haben auch die Möglich-
keit, vielleicht mal in ein anderes Bundesland oder in eine andere Stadt zu pendeln, 
wenn Sie den verkaufsoffenen Sonntag beispielsweise in einer Metropole interessant 
finden. Das heißt, dass man hier einen anderen Radius einnehmen und nicht nur auf 
die eigene Stadt schauen muss. 

Zudem ist es so, dass solche verkaufsoffenen Sonntage – das war meine Aussage, 
wie eventartig so etwas sei – keine langfristige Wirkung zu haben scheinen. Mir ist 
schon bewusst, dass verkaufsoffene Sonntage anlassbezogen, oft begleitet durch ein 
Event, durchgeführt werden müssen. Meine Aussage war so gemeint, dass sie als eine 
Art Einkaufsevent einen einmaligen Impuls geben können, aber – das zeigt die Um-
frage – nicht zur langfristigen Kundenbindung beitragen können. 

In der dritten Frage – ich habe das jetzt etwas nach hinten verschoben – wurden auch 
Einkäufe im Ausland angesprochen. Frau Ministerin ist eben schon darauf eingegan-
gen, dass das laut der Umfrage nicht auf den überwiegenden, sondern eher einen 
Bruchteil der Verbraucherinnen und Verbraucher zutrifft. Geografisch kommt das vor 
allem in Grenzlagen infrage. In Grenzlagen spielt das sicherlich eine andere Rolle als 
beispielsweise weiter östlich im Bundesland. 
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Die fünfte Frage hat sich darauf bezogen, was für die Digitalisierung Sinn macht, und 
was die Handelsunternehmen tun sollten? Ein Drittel hat einen Onlineshop. Es wurde 
angedeutet, dass es im regionalen Kontext mit einem regionalen Einzugsgebiet sicher-
lich schwierig sein kann. Die unterstütze ich. Es ist oft schwierig, tragfähige Konzepte 
auszubauen, wenn man als Händler oder Händlerin in einem kleinen Einzugsgebiet 
unterwegs ist. Digitalisierung ist aber – das haben Sie schon angedeutet – natürlich 
nicht auf Onlineshopping begrenzt. Es macht Sinn – wir können beobachten, dass die 
Verbraucherinnen und Verbraucher großen Wert darauflegen –, Angebote wie Click 
and Collect zu nutzen, sich Ware also online zu reservieren und diese offline in den 
Geschäften abzuholen. Das ist eine Möglichkeit. Die setzt in der Regel aber voraus, 
dass man mindestens ein Warenwirtschaftssystem und möglichst auch einen Online-
Shop hat, sodass das überhaupt möglich ist. 

Ansonsten spielt Digitalisierung auch im ganzen Bereich der Effizienzsteigerung und 
Prozessoptimierung am Point-of-Sale – also bei Checkout-Prozessen, bei Kassenpro-
zessen, bei Informationsprozessen und Ähnlichem – eine Rolle. Denn die Studie hat 
auch gezeigt, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher sehr gut informiert sind. Sie 
informieren sich online; sie haben viele Informationen. Diese Informationen am Point-
of-Sale beispielsweise für das Verkaufspersonal als Unterstützung zur Verfügung zu 
stellen, ist eine weitere Option, die zwar keine auf Kunden ausgerichtete Digitalisie-
rung, aber von großer Bedeutung für Beratungs- und Informationsprozesse im Ge-
schäft ist. 

Die sechste Frage bezog sich auf Zielgruppenkonzepte. Mit Blick auf Kommunen ist 
das schwierig. Kommunen sollen – das ist eine wesentliche und wichtige soziale Auf-
gabe – sich auf ihre gesamte Bevölkerung beziehen. Ich habe insbesondere Zielgrup-
penkonzepte gemeint, die im Handel umgesetzt werden sollten. Ich bitte es zu ent-
schuldigen, wenn das missverstanden wurde. 

Wir können beobachten, dass die Händlerinnen und Händler Zielgruppen haben, die 
unterschiedlich stark digitalisiert sind. Letztlich ist jede Händlerin und jeder Händler 
selbst dafür verantwortlich, eine zukunftsgerichtete Strategie zu implementieren. Die 
Händler müssen ihre Strategien selbst in die Hand nehmen, denn sie sind dafür zu-
ständig, dass ihr Geschäft mit einem tragfähigen Geschäftsmodell hinterlegt wird. Die 
Zielgruppenkonzepte können in den Blick nehmen, dass das stationäre Geschäft für 
ältere Personen relevanter zu sein scheint. Wir können sogar beobachten, dass sehr 
digitalaffine Menschen trotzdem auf den stationären Einzelhandel zurückgreifen, weil 
sich eine gewisse Werteverschiebung zeigt. Jüngere interessieren sich stärker für Di-
gitalisierung, aber auch für das Erlebnis vor Ort. Man muss schauen, dass man in der 
eigenen Strategie die Zielgruppen entsprechend ihren Anforderungen adressieren 
kann. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herzlichen Dank, dass Sie so ausführlich auf die vie-
len genannten Punkte eingegangen sind. – Es gab noch mal Meldungen. Wir machen 
noch eine weitere Runde und dann schließen wir den Tagesordnungspunkt ab. 
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Dietmar Brockes (FDP): Frau Ministerin, ehrlich gesagt war Ihre Antwort sehr enttäu-
schend. Wenn Sie jetzt sagen, die Studie sei da, die Kommunen und der Einzelhandel 
könnten sich daran orientieren, und Sie hätten damit nichts zu tun, dann haben Sie 
meines Erachtens die Studie nicht gelesen. Auf Seite 73 steht zum Beispiel:  

„Viele Förderprogramme, die theoretisch zur Unterstützung des Handels 
bereitstehen, erweisen sich in der Praxis als schwerfällig und kompliziert. 
Der bürokratische Aufwand, um diese Programme in Anspruch zu nehmen, 
ist hoch, und sowohl kleine als auch große Handelsunternehmen zeigen oft 
wenig Engagement, sich an diesen Programmen zu beteiligen.“ 

Und so geht es noch weiter. Das ist ein klarer Handlungsauftrag für Ihre Regierung. 
Frau Ministerin, warum haben Sie nicht schon längst begonnen, diesen anzugehen? 

Matthias Goeken (CDU): Sehr geehrte Frau Professorin Schramm-Klein, ich komme 
aus dem östlichsten Teil dieses Bundeslandes und möchte den ländlichen Raum zu-
mindest in zwei, drei Punkten beleuchten. Wenn Sie mich googeln, werden Sie fest-
stellen, dass ich auch vor dem Landtagsmandat ein Leben hatte. Wir haben in unse-
rem Unternehmen einen Tag der offenen Tür mit 10.000 Besuchern durchgeführt. 
Meine Kernstadt hat 12.000 Einwohner. Die 10.000 Besucher kamen eben nicht nur 
aus dem Stadtgebiet, sondern aus der überregionalen Umgebung. Wir haben das mit 
einem verkaufsoffenen Sonntag verbunden. Das hat dazu geführt, dass Menschen in 
die Stadt kamen, die sonst nicht in die Stadt gekommen sind. Das trifft auf eine kleine 
Stadt wie Bad Driburg oder andere bei uns in Ostwestfalen, die unter 20.000 Einwoh-
ner haben, sehr wohl zu. 

Ich möchte betonen, dass diese inhabergeführten Geschäfte womöglich – wie Sie es 
gesagt haben – nicht das Zukunftsmodell für die nächsten Generationen haben, aber 
eben da sind. Ich möchte klar sagen, dass die Existenz Einiger davon abhängt, dass 
verkaufsoffene Sonntage stattfinden. Oftmals stehen die selbst mit ihrer Familie und 
mit ihren Mitarbeitern hinter der Theke. 

Ich plädiere dafür nicht endlos. Ich verstehe auch Ihre Statistik. Das ist selbstverständ-
lich klar. 

Sie hatten das schon ein bisschen angekündigt. Die älteren Personen können sechs 
Tage die Woche einkaufen. Familien sind da etwas eingeschränkt und nutzen die ver-
kaufsoffenen Sonntage besonders. Deswegen hat es mich gefreut, dass sich zumin-
dest das in Ihrer Statistik widerspiegelt. Das erleben wir auch. Wie viel Umsatz ge-
macht wird, ist natürlich eine andere Frage. Entscheidend ist aber ja, dass die Kombi-
nation von Events, von Stadtfesten und von verkaufsoffenen Sonntagen für die Attrak-
tivität dieser Innenstädte ganz wichtig ist. 

Ich möchte unterstützen, was Sie gesagt haben. Bei uns in Ostwestfalen gibt es eine 
Kooperation zwischen regionalen Herstellern von Lebensmitteln und einem Onlinewo-
chenmarkt, der jeden Tag Produkte aus der Region ausliefert, die man vorher bestellt 
hat. Ich komme aus dem Lebensmittelhandwerk, und ich kann die Verärgerung mancher 
Bürgerinnen und Bürger darüber, dass die Qualität der Lebensmittel in Deutschland – 
das muss man auch mal sagen – in manchen Bereichen nicht so ist wie gewünscht, 
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verstehen. Auf dem Wochenmarkt oder im digitalen Wochenmarkt bekommt man oft 
bessere Qualität. Den Anspruch erkennt man auch in Städten, in denen sich beson-
ders gute Supermärkte mit einem sehr guten Ruf etabliert haben und auch sehr gut 
nachgefragt werden. Dann fahren der Verbraucher und die Verbraucherin vielleicht 
auch etwas weiter. 

Bei uns im östlichen Raum gibt es auch Nachbarländer, die andere Feiertage und an-
dere verkaufsoffene Sonntage haben. Dafür fährt man dann über eine Landesgrenze. 
Das wird auch wahrgenommen; das muss man klar und deutlich sagen. Es muss aber 
eben Attraktivitäten und Steigerungen in der Stadt geben, damit Menschen auch von 
außerhalb der Stadt kommen. Das trägt dann alles in allem auch dazu bei, dass wir 
den inhabergeführten Fachhandel erhalten. Der Mix ist nämlich wichtig. Gibt es nur 
den Supermarkt auf der grünen Wiese, der schon ganz viele Non-Food-Produkte an-
bietet – in den Prospekten, digital oder in Papierform, sehen Sie auch in Supermärkten, 
die in erster Linie Lebensmittel verkaufen, oft über 50 % Non-Food-Produkte –, trägt 
das natürlich zur Schwächung bei. Ich wollte es mal aus der Sicht beleuchten, weil 
mich das in meinem Leben sehr stark begleitet hat und ich intensive Umsatz- und 
Kundenzahlen hatte, die an solchen Tagen immer sehr schön waren. 

André Stinka (SPD): Wir merken, dass das ein Thema ist, das viele berührt, weil wir 
alle vor Ort kommunale Debatten haben und weil es in den Köpfen natürlich Bilder gibt, 
die sich in den letzten Jahren gebildet haben, aber nichts mehr mit der Realität zu tun 
haben. Im Namen der SPD-Fraktion möchte ich das Thema Fachkräfte- und Arbeits-
kräftemangel beleuchten. Es wird sich nicht alles digitalisieren lassen, und ich glaube 
auch, dass die individuelle Beratung in vielen inhabergeführten Läden des Einzelhan-
dels nach wie vor einen großen Vorteil hat. Wie kann man dazu beitragen, die Attrak-
tivität in diesen Berufszweigen zu steigern oder zumindest die Berufe nach vorne zu 
bringen, um die Beratungsleistung als positiven Standorteffekt herauszustellen? Gibt 
es da etwas Gebündeltes oder ist das eine Aufgabe, die bei den Kommunen liegt, 
gesteuert oder unterstützt vom Land? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Ich erteile der 
Ministerin und Frau Schramm-Klein noch mal das Wort. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Herr Brockes, die Beiträge waren ausdrücklich 
nicht von Händlerinnen und Händlern, sondern von Experten. Trotzdem sind sie selbst-
verständlich handlungsleitend für den permanenten Prozess der Landesregierung, an 
allen Stellen, an denen wir es beeinflussen können, für schlanke Verfahren zu sorgen. 
Ich kann rückmelden, dass uns für die Digital Coaches und KI-Coaches – unsere Un-
terstützung für diejenigen, die im stationären Handel zusätzlich zur analogen Strategie 
eine digitale Strategie aufbauen wollen – keinerlei Rückmeldungen bekannt sind, die 
lauten: Das läuft aber super kompliziert. – Was angemerkt wurde, bezog sich auf Bun-
desförderprogramme und wird im Zuge unserer permanenten Überlegungen, wie wir 
als Landesregierung konkret für schlankere Verfahren sorgen können, weitergeleitet 
und auch bearbeitet. 
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Prof.’in Hanna Schramm-Klein (Prof. Schramm-Klein GmbH): Mich betreffen die 
letzten beiden Fragen. An den verkaufsoffenen Sonntagen ist vielfach zu beobachten, 
dass tatsächlich Menschen in die Stadt kommen, die sonst nicht kommen. Meist mo-
bilisiert man nicht unbedingt die ganze Stadt. Das Problem ist nur, dass diese Perso-
nen langfristig meistens nicht regelmäßig kommen werden. Sie müssen immer beden-
ken: Einkaufsroutinen durchbrechen Sie nicht durch einen oder mehrere verkaufsof-
fene Sonntage. 

Oft kommt noch ein weiteres Problem stark zum Tragen, welches wir hier auch ange-
sprochen haben. Die Verbraucherinnen und Verbraucher, die an einem verkaufsoffe-
nen Sonntag ein attraktives Geschäft kennengelernt haben, suchen dieses Geschäft 
im Nachgang dann gegebenenfalls online. Sie würden es vielleicht sogar online fre-
quentieren, der digitale Kanal existiert oft aber nicht oder er ist nicht zugänglich. Das 
heißt also, dass eine Zugangsart fehlt. Es ist eine klare Empfehlung an Handelsunter-
nehmen, an der digitalen Sichtbarkeit zu arbeiten und solche Potenziale, die man ge-
schaffen hat, zu heben. Sie haben es selbst angesprochen: Die Einkaufsroutinen der 
Menschen sind oft dadurch gekennzeichnet, dass Menschen außerhalb ihrer Tages-
routine die Möglichkeit haben, Einkaufsroutinen zu durchbrechen, in ihrer normalen 
Lebensroutine aber oft die Möglichkeit oder vielleicht auch der Wunsch nicht gegeben 
ist, bestimmte lokale Einkaufserlebnisse zu suchen. Das sehen wir so. Das können 
Sie auch empirisch beobachten, und zwar nicht nur in unserer Studie. 

Die zweite Frage an mich drehte sich um das Thema Fachkräfte- und Arbeitskräfte-
mangel. Das ist ein großes, aber kein neues Problem des Handels. Der Handel ist auf 
der Liste der attraktiven Arbeitgeber schon immer auf den hintersten Rängen aufge-
taucht, auch wenn es beispielsweise um Manager- und Managerinnenpositionen geht 
und ging. Auch bei Hochschulabsolventen ist der Handel bis heute nicht attraktiv. Der 
Beruf ist dadurch gekennzeichnet, dass er Attraktivitätsmängel – in Anführungszei-
chen – hat. Diese reichen von der Bezahlung bis zu den Arbeitszeiten. Oft – das haben 
Sie, Herr Goeken, in Ihrer Wortmeldung zum Thema der verkaufsoffenen Sonntage in 
ländlichen Regionen eben auch angedeutet – funktionieren Handelsbetriebe vor allem 
dadurch, dass sich die Inhaberinnen und Inhaber sowie ihre Familie mehr oder weniger 
selbst ausbeuten. 

Es ist ein großes Problem, dass es für die Unternehmen mit Blick auf den Margen-
druck, dem man sich ausgesetzt fühlt und dem man in vielen Bereichen auch ausge-
setzt ist, sehr schwierig ist, beispielsweise bezüglich der Entlohnung wesentlich attrak-
tiver zu agieren. Es ist für viele junge, aber auch ältere Menschen einfach ein ganz 
wesentliches Entscheidungskriterium dafür, ob über einen Beruf eine attraktive oder 
nicht attraktive Entlohnung beziehungsweise in diesem Kontext auch ein attraktives 
Arbeitsumfeld geschaffen werden kann. 

Das Thema „individuelle Beratung vor Ort“ – ich hoffe, ich rede nicht zu lange – würde 
ich gerne ein wenig relativieren. Unsere Studie konnte beispielsweise zeigen, dass der 
Großteil der Verbraucherinnen und Verbraucher, der detaillierte Informationen sucht, 
diese mittlerweile zunächst online sucht, bevor in den Geschäften dann eine weitere 
Information erfolgt. Je jünger die Personen werden, desto häufiger finden sie dieses 
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Phänomen. Es zeichnet sich schon ein wenig ab, wie sich die Zukunft des Handels in 
diese Richtung entwickeln wird.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Herr Brockes, besteht noch dringender Bedarf nach 
einer Reaktion? – Dann haben Sie das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Frau Ministerin, Ihre Ant-
wort war alles andere als befriedigend. Sie sagen: Wir nehmen die Studie gar nicht zur 
Kenntnis; wir sind in einem permanenten Prozess. – Ich glaube, das wird dem nicht 
gerecht. 

Dass es sich um Bundesprogramme handeln soll, geht aus der Studie, die mir vorliegt, 
jedenfalls nicht hervor, weil dort ja nicht konkret steht, um welche Maßnahmen es geht. 

Ich nenne noch einen Aspekt. Auf Seite 178 steht – ich zitiere –:  

„Zusätzlich könnten gezielte Förderprogramme für Einzelhändlerinnen und 
Einzelhändler in strukturschwachen Gebieten geschaffen werden, um die-
sen Unternehmen den Zugang zu moderner Ausstattung und Technologien 
zu erleichtern.“ 

Gehen Sie das an? Wenn ja, wie konkret? Wann können wir mit entsprechenden Pro-
grammen rechnen? Oder wollen Sie auch das nicht angehen? 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Erstens. Die Landesregierung und das Wirt-
schaftsministerium nutzen diese Studie und deren Erkenntnisse, um sie in laufende 
Prozesse einfließen zu lassen. So habe ich es in meinem Wortbeitrag gesagt und nicht 
so, wie Sie es dargestellt haben. 

Zweitens. Wir können auf die Digital Coaches verweisen. Diese sind genau das Ange-
bot für Digitalisierung und den Einsatz neuer Technologien sowie für diejenigen, die 
es am Ende umsetzen müssen. Am Ende geht es ja um den Erhalt des stationären 
Handels und die Erweiterung des Geschäftsmodelles in das digitale Habitat. Dafür sind 
die Digital Coaches da. Es gibt KI-Coaches für den Handel. Diese Programme laufen 
auf der Landesseite. Die Förderprogramme werden vom Bund verantwortet. In dem 
Prozess, dass wir im Verbund der politischen Ebenen die Verfahren verschlanken wol-
len, sind die Erkenntnisse aus der Studie ein Anlass, diese Hinweise auch in Richtung 
des Bundes weiterzugeben. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen und schließe 
den Tagesordnungspunkt. – Ich bedanke mich bei Frau Professor Schramm-Klein für 
die heutigen Ausführungen, die gute Präsentation und dafür, dass Sie so intensiv auf 
die Fragen und die Diskussionen eingegangen sind. Wir in diesem Ausschuss werden 
das Thema sicherlich auch auf Basis dieser Studie und der heutigen Diskussion wei-
terbearbeiten. 
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3 Energiespeicherkonzept NRW (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) berichtet: 

In der Energie- und Wärmestrategie Nordrhein-Westfalen, die wir im vergangenen 
Jahr vorgelegt haben, wird die Transformation der Energiesysteme als eine der ent-
scheidenden Voraussetzungen für unser Ziel, Nordrhein-Westfalen zum ersten kli-
maneutralen Industrieland Europas zu entwickeln, skizziert. Das Energiespeicher-
konzept Nordrhein-Westfalen baut auf die Energie- und Wärmestrategie auf und 
beschreibt, wie die vorhandenen Potenziale gehoben werden können. 

Durch die Vorreiterrolle bei der Entwicklung von Energiespeichern wollen wir die 
erforderliche Flexibilität und Versorgungssicherheit des Energiesystems stärken. 
Die Weiterentwicklung der Energiespeichertechnologien ist ein wichtiger Baustein 
für die Transformation des Energieversorgungssystems. Die Schlüsselrolle, die 
Energiespeichertechnologien bei der Versorgungssicherheit spielen, zeigt ihre hohe 
Bedeutung für Nordrhein-Westfalen, die sie in der Vergangenheit eingenommen hat 
und auch zukünftig einnehmen soll. 

Unser Land verfügt über eine bedeutende Energieinfrastruktur und die zugehörigen 
Kompetenzen in der Energietechnik und -wirtschaft, sowohl in Unternehmen als 
auch an Hochschul- und Forschungseinrichtungen. Mit diesen Kompetenzen wollen 
wir vorangehen, um die Energiewende durch den gezielten Einsatz von Speichern 
zu flankieren. Durch den Beitrag der Speicher zur Flexibilität und Versorgungssi-
cherheit stärken wir unseren Industriestandort. Das Energiespeicherkonzept NRW 
bietet einen klaren Handlungsrahmen, um die verschiedenen Speicherlösungen 
sinnvoll und effizient zu vernetzen. 

Zentrale Maßnahmen des Energiespeicherkonzepts NRW sind: der Einsatz für die 
Schaffung verlässlicher Investitionsrahmenbedingungen, insbesondere durch den 
Abbau regulatorischer Hemmnisse; die Stärkung der Speichergeschäftsmodelle 
und der Weiterentwicklung des Marktdesigns; die Förderung von notwendigen 
Technologien; das Vorantreiben eines technologieoffenen Ausbaus der Speicher-
technologien und ihrer systemischen Würdigung als wichtiger Baustein des künfti-
gen Energieversorgungssystems; die Identifikation von vielschichtigen Verzahnun-
gen mit den zugehörigen Handlungsfeldern des gesamten, umfassenden Transfor-
mationsprozesses im Strom-, Gas- und Wärmesektor; die Unterstützung des Aus-
baus durch die Nutzung sämtlicher Beschleunigungspotenziale bei der Planung, 
Genehmigung und den nachgelagerten Verfahren; bessere Rahmenbedingungen 
für die zukunftsfeste Weiterentwicklung der Gasspeicherkapazitäten in Richtung 
Wasserstoff und den Neubau von Wasserstoffspeichern. 

Im Mittelpunkt steht die gemeinsame Weiterentwicklung betriebsbewährt eingesetzter 
Speichertechnologien. Das betrifft Batterie- und Pumpspeicher ebenso wie Wärme- 
und Wasserstoffspeicher. Als Langfristspeicher sind insbesondere Wasserstoff- 
aber auch Biogasspeicher künftig wichtige Garanten für die sichere Versorgung mit 
perspektivisch grüner Energie. Den Ausbau der systemischen Integration dieser 
Speichertechnologien in das zukünftige Energiesystem werden wir jetzt beherzt 
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angehen. Nur so kann der erforderliche Dreiklang aus Versorgungssicherheit, Be-
zahlbarkeit und Klimaschutz sichergestellt werden. 

Dietmar Brockes (FDP) begrüßt im Namen der FDP-Fraktion das Energiespeicher-
konzept NRW. Die FDP-Fraktion habe das in der Vergangenheit bereits eingefordert.  

Bezüglich der Umsetzung habe die Ministerin zwar auf die Bundes- und EU-Ebene 
verwiesen, um zu einer Energiespeicher-Region zu werden, brauche es aber auch ei-
gene Handlungsfelder. Er bitte um eine Ergänzung der Zielvorgaben sowie überprüf-
barer und belastbarer Meilensteine des Konzepts. Beides fehle bisher. Des Weiteren 
erkundige er sich nach der Höhe der zur Verfügung gestellten Landesmittel für For-
schung und Entwicklung sowie den Bau von Speichertechnologien und danach, wel-
che Pilotprojekte die Landesregierung unterstützen wolle. 

André Stinka (SPD) führt aus, dass es aufgrund der hohen Bevölkerungszahl Nord-
rhein-Westfalens hinsichtlich der Versorgungssicherheit ratsam sei, sich mit dem 
Thema „Energiespeicher“ zu beschäftigen. Dies verdeutliche auch der als Tagesord-
nungspunkt 6 angesetzte Antrag Drucksache 18/9730 der SPD-Fraktion. 2023 sei die 
Wasserstoffspeicherung Gegenstand eines Antrages gewesen. Die SPD-Fraktion be-
grüße dementsprechend die Vorlage des Energiespeicherkonzepts, habe dazu aber 
einige Fragen.  

Aufgrund der steigenden Elektrifizierung im Gebäude- und Pkw-Bereich halte seine 
Fraktion die angestrebte Vorgabe von 15 Gigawattstunden für Stromspeicher für nicht 
ausreichend. Bezugnehmend auf die Versorgungssicherheit frage er die Landesregie-
rung, warum trotz 27 möglichen Standorten in Nordrhein-Westfalen keine Pumpspei-
cherkraftwerke geplant seien.  

Die Fraktion wundere sich zudem über den Fokus auf das bidirektionale Laden und 
bitte dazu um eine Begründung. Dieses erfordere eine entsprechende Ausgestaltung 
der Pkws sowie der Netze in den Kommunen. Angesichts der Entwicklung der E-Kfzs 
in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen zweifle er an, dass die angestrebten Zah-
len erreicht werden könnten.  

Christian Loose (AfD) bezeichnet das seitens des Ministeriums vorliegende Energie-
speicherkonzept als Hochglanzbroschüre, die verschiedene Technologien und ihre 
Wirkungsgrade beschreibe, aber nicht erkläre, bis wann welche Anzahl an Speichern 
verschiedenen Typs gebaut werde. Dem Konzept folgend würden nicht 1.154, sondern 
höchstens 27 Pumpspeicherkraftwerken gebaut, und es sollten Wasserstoff- oder Bat-
teriespeicher genutzt werden. 

Er fordere die Ministerin auf, den geplanten prozentualen Anteil der verschiedenen 
Speichertechnologien sowie die Kosten für die Bürger und insbesondere die Industrie 
konkret anzugeben. Schließlich müssten die Pläne finanzierbar sein. Bei unbezahlbaren 
und nicht wettbewerbsfähigen Speicherarten helfe auch Technologieoffenheit nicht. 

In dem Konzept fehlten zudem Haltepunkte für das Ausweichen auf gegebenenfalls 
benötigte Alternativen, Meilensteine für die zu erreichende Anzahl gebauter Speicher, 
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Details zur Finanzierung und Stoppunkte für den Ausstieg, wenn Speichertechnologien 
zu teuer werden würden. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) erläutert, dass Pumpspeicherkraftwerke nicht dem der-
zeit benötigten Profil entsprächen. Benötigt würden stattdessen saisonale Speicher, 
sodass zum Beispiel im Sommer gespeicherter Wasserstoff im Winter genutzt werden 
könne. 

Es gebe Batteriespeichermodelle aus Batterien, die zwar nicht mehr für den mobilen 
Einsatz funktionierten, aber stationär und zusammengeschaltet noch wirtschaftlich ge-
nutzt werden könnten. Durch das Förderprogramm „progres.NRW – Innovation“ wür-
den Batteriespeicher gefördert. Aufgrund der gestiegenen Preisvolatilität des Strom- 
und Energiemarktes sei das Thema „Speicherung“ grundsätzlich wirtschaftlich. 

Das Problem liege darin, dass die Netze das Speicherkonzept verkraften müssten. Es 
brauche eine Kopplung von der Wirtschaftlichkeit von Speichern und der Netzkonfor-
mität im Sinne eines stabilen Netzes. Dabei liege der Fokus auf der Bundesnetzagen-
tur und dem Bund. 

Auch Nordrhein-Westfalen habe einen großen Beitrag zur Verfahrensbeschleunigung 
in den Bereichen „Netzausbau“ und „Speicher“ geleistet. Zudem beteilige sich die Lan-
desregierung an intensiven Debatten im Beirat der BNetzA. Angeregt durch Nordrhein-
Westfalen würden dort Vorschriften des Unbundlings diskutiert. Unbundling verhin-
dere, dass ein Netzbetreiber selbst einen Speicher betreibe. In manchen Konstellatio-
nen ergäbe dies allerdings durchaus Sinn, um das Netz stabil zu halten. Man stelle 
Unbundling also nicht grundsätzlich infrage. Das Ziel sei die Schaffung von Rahmen-
bedingungen, die eine Nutzung der Wirtschaftlichkeit von Speichern im Einklang mit 
der Netzstabilität und Versorgungssicherheit ermöglichten. 

In Bezug auf das bidirektionale Laden stimme sie André Stinka (SPD) zu: Zum einen 
wirke sich der stockende Hochlauf der Elektromobilität negativ darauf aus. Zum ande-
ren müsse die dafür benötigte Infrastruktur weiter ausgebaut werden. Bidirektionales 
Laden erfordere viel Technologie. Die Bereitstellung der erforderlichen Netzkapazität 
solle Teil der Entwicklung von Stadtquartieren sein. Die Landesregierung halte es 
trotzdem für sinnvoll, sich weiter mit dem bidirektionalen Laden zu beschäftigen. 

Christian Loose (AfD) erwidert, dass laut Seite 19 des Energiespeicherkonzepts 
NRW für die angesprochene Phase vom Sommer bis zum Winter die Wasserstoffspei-
cherung, eine chemische Speichertechnologie, als einzige infrage komme, da nur sie 
eine Speicherdauer von mehreren Monaten ermögliche. Deren Speicherkapazität 
liege bei bis zu über 100 Gigawattstunden, was in Nordrhein-Westfalen nur für die 
Überbrückung von 8 Stunden reiche. Der Wirkungsgrad betrage 20 % bis 25 %. Für 
den derzeit aus sogenanntem Graustrom hergestellten Wasserstoff werde davon aus-
gegangen, dass der Preis dann zwischen 15 Cent und 20 Cent liege. In den Jahren 
2010 bis 2020 habe der Industriestrompreis noch bei etwa 5 Cent gelegen. Zudem sei 
die technische Reife noch auf dem Niveau der Demonstration. 
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All das werde die Industrie wohl kaum beeindrucken; diese schaue dann aus China 
oder Indien zu. 

Das Energiespeicherkonzept leiste einen sinnvollen Beitrag zur Ausgestaltung der 
Energiewende in Nordrhein-Westfalen, legt Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) dar. 
Das Konzept biete einen guten Überblick über die derzeitige Situation, setze wichtige 
Impulse und umfasse eine Positionsbestimmung bezüglich wichtiger Veränderungen. 
Im Rahmen der Transformation des Energiesystems sei es das Ziel, durch den Einsatz 
von Speichern eine höhere Versorgungssicherheit, geringere Kosten beim Netzaus-
bau und günstigere Energiepreise zu erreichen. Viele Fraktionen hätten eine Positio-
nierung der Landesregierung zur Rolle von Speichern in der Energiewende gefordert; 
diese liege nun vor. Zudem ergänze sie sich gut mit der Energie- und Wärmestrategie. 

Er verweise auf die Überbrückungsfinanzierung für die Batterieforschung, welche Kon-
tinuität ermögliche. Der Bundesminister für Bildung und Forschung Cem Özdemir habe 
diese angekündigt, nachdem seine Vorgängerin von der FDP, Bettina Stark-Watzin-
ger, Mittel gestrichen hatte. Die Relevanz der Finanzierung für den Ausbau von Ener-
giespeichern in Nordrhein-Westfalen sei hoch. 

Dr. Christian Untrieser (CDU) stellt fest, die CDU-Fraktion befinde das Energiespei-
cherkonzept ebenfalls für gut. 

André Stinka (SPD) bittet um weitere Ausführungen zu der angestrebten Gesamtka-
pazität bei Großbatterien in Höhe von 15 Gigawattstunden. Das Ziel, bis 2035 380 
Gigawattstunden durch bidirektionales Laden zu erreichen, halte er für sehr optimis-
tisch. 

Er weise darauf hin, dass es für den Ausbau der Wasserstoffspeicherung frühzeitige 
Signale vom Land und vom Bund bedürfe. Ein Besuch mit dem Ausschuss in Gronau-
Epe habe dies vor einiger Zeit verdeutlicht. Schon damals sei das Potenzial der Was-
serstoffspeicherung trotz der in Nordrhein-Westfalen vorliegenden Möglichkeiten als 
zu gering eingeschätzt worden. 

Dietmar Brockes (FDP) wiederholt seine Frage, nach der Höhe der zur Verfügung 
gestellten Landesmittel für Forschung und Entwicklung sowie den Bau von Speicher-
technologien und danach, welche Pilotprojekte die Landesregierung unterstützen wolle. – 
StS’in Silke Krebs (MWIKE) wiederholt, dass es das Förderprogramm „progres.NRW – 
Innovation“ gebe. Den genauen Förderbetrag werde sie nachreichen. 

Bezüglich der Frage von André Stinka (SPD) zu der Berechnung für die Großbatterie-
speicher betont LMR Professor Dr. Philipp Fest (MWIKE), dass die in dem Konzept 
genannte Vorgabe mit dem Projektierungsvolumen in Nordrhein-Westfalen mehr als 
gedeckt werde. Im Rahmen von Großverbraucherabfragen würden im Bereich „Groß-
batteriespeicher“ auch Projekte gemeldet, deren Gesamtkapazität 15 Gigawattstun-
den substanziell übersteige. Die Annahme in dem Konzept laute aber, dass sich nicht 
alle Projekte, sondern nur ein geringer Anteil materialisieren werde. 
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Zudem handele es sich um eine behelfsweise Annahme, da Netzbetreiber noch mit 
der Auswertung der Anmeldungen beschäftigt seien. Nach der Bundestagswahl finde 
unter Berücksichtigung der sich dann ergebenden energiepolitischen Rahmenbedin-
gungen die Finalisierung der Energieszenarien statt. Dies könne zu einer Aktualisie-
rung der Vorgaben führen. 
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4 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen (fortlaufende Berichterstattung der 

Landesregierung) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3473  

In Verbindung mit: 

 Lagebericht Tagebau Hambach – Abgrabungen Manheimer Bucht und Beset-
zung des Sündenwäldchens (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. An-
lage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3479  

RWE müsse die gesetzlich beschlossene Rodung des besetzten Sündenwäldchens 
immer wieder verschieben. Daher fragt Lena Teschlade (SPD), welche Auswirkungen 
dies aus der Sicht der Landesregierung auf den Zeitplan für den Strukturwandel habe. 

Zudem interessiere sie, welche Maßnahmen die Landesregierung ergreife, um den 
Konflikt im Sündenwäldchen ohne Polizeieinsätze zu befrieden und dessen Besetzung 
zu beenden. 

Bezugnehmend auf den Bericht zum Strukturwandel bittet Dietmar Brockes (FDP) 
um Erläuterungen zu dem aktuellen Planungsstand bezüglich der Errichtung der Re-
chenzentren von Microsoft. 

In Bezug auf den Tagebau Hambach interessiere ihn, ob die Landesregierung die zwei 
folgenden Einschätzungen teile. Erstens sei laut dem Tagebaubetreiber der Zugriff auf 
das Sündenwäldchen alternativlos, sofern die Seebefüllung des Tagebaus Hambach 
tatsächlich 2030 beginnen solle. Zweitens sei laut Umweltschützern der geplante Bio-
topkorridor zwischen dem Hambacher Forst und dem Bürgerwald Steinheide zu klein. 
Zudem erkundige er sich nach möglichen Alternativen für die Schaffung des Biotop-
korridors. 

Für den Strukturwandel gebe es dem Bericht zufolge Subventionen für Photovoltaik-
anlagen, Carsharing und Leihräder, so Christian Loose (AfD). Außerdem werde 
Klimaanpassung demnach als Teil des Strukturwandels im Rheinischen Revier be-
zeichnet. Die Verwendung des Begriffs „Klimapropaganda“ halte er jedoch für passen-
der, denn Arbeitsplätze würden damit nicht nachhaltig geschaffen. 

Die Landesregierung habe für die Modellfabrik Papier Steuergelder in Höhe von 37 
Millionen Euro bewilligt, damit die Papierproduktion am Standort Düren – eine der tra-
genden Säulen der dortigen Wirtschaft – nach 2045 klimaneutral sein werde. Eine Pa-
pierfabrikation von Metsä Tissue sei bereits jetzt „klimaneutral“, denn sie stelle auf-
grund der hohen Energiepreise die Produktion ein. Für 120 Mitarbeiter bedeute dies 
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der Jobverlust; dies gehe mit Unsicherheit einher. Für die hart arbeitenden, unter ho-
hen Energiepreisen leidenden Mitarbeiter in der Papierindustrie stellten die Mittel für 
die Klimaanpassung einen Schlag ins Gesicht dar. 

Dr. Patricia Peill (CDU) erwidert, die Modellfabrik Papier sei ein Zukunftsprojekt aller 
Papierfabriken in Deutschland, um energieneutral zu werden, und die Energieneutra-
lität der Papierverbände Deutschlands sei ein gesamtgesellgesellschaftliches Thema. 
Es widerstrebe ihr, dies aufgrund einer Pressemitteilung von Metsä Tissue kleinzureden. 

Sie danke der Landesregierung für das Ermöglichen der Modellregion Bioökonomie-
REVIER. Das schaffe Arbeitsplätze, ebenso wie der BRAINENERGY PARK und an-
dere Initiativen. Unterm Strich stehe die Schaffung von über tausend Arbeitsplätzen im 
letzten Jahr. In Bezug auf Arbeitsplätze kolportiere Christian Loose (AfD) etwas, das 
nicht stimme. 

Weiterhin weise sie auf die künftige interregionale Biotopvernetzung rund um den 
Hambacher See hin. 

Das Erreichen der vereinbarten Zielmarke von 2030 erfordere den Turbogang; der der-
zeitige Stresstest tue der Region in Bezug auf die Planungssicherheit aber nicht gut. 
Sie begrüße daher eine vermittelnde Rolle der Landesregierung. 

Antje Grothus (GRÜNE) betont, der Strukturwandel sei nun mal eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Förderprogramme und Projekte müssten daher auch die Anwoh-
nerinnen und Anwohner des Rheinischen Reviers adressieren. Der Braunkohleaus-
stieg erfolge aufgrund der Klimakrise. Deshalb erfordere der Strukturwandel dringend 
auch Investitionen in den Klimaschutz und die Klimawandelanpassung. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) stellt klar, dass die Grundsituation im Sündenwäldchen 
aufgrund der Leitentscheidung, der daraus resultierten Braunkohlenplanung und des 
Ende letzten Jahres genehmigten Hauptbetriebsplans 2025–2028 für den Tagebau 
Hambach rechtlich eindeutig sei. Die derzeitige Situation stelle keine Gefahr für den 
Zeitplan dar. 

Planungen für einen Biotopverbund seien Teil des Strukturwandels. RWE habe für die 
Vernetzung der Wälder freiwillig zusätzliche Flächen zur Verfügung gestellt. Im Ge-
nehmigungserlass zum Hauptbetriebsplan 2025–2028 sei dies festgehalten worden. 
Dadurch erledige sich die Kritik des zu kleinen Biotopkorridors, da dieser sich verbrei-
tert habe. 

Bezüglich der Rechenzentren von Microsoft ergänzt LMR Christian Dinnus (MWIKE), 
dass das Ministerium mit den beiden Standortkommunen Bergheim und Bedburg so-
wie Microsoft an der Baugenehmigung arbeite. Diese strebe man für das erste Quartal 
2025 an. Für den dritten Standort liefen die Verhandlungen noch, daher könne er öf-
fentlich keine weiteren Details nennen. 
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Zudem widerspricht StS’in Silke Krebs (MWIKE) ebenfalls Christian Loose (AfD). Ge-
stützt von Unternehmen sichere die Modellfabrik Papier die Zukunft der Papierindust-
rie. In dieser sollten Technologien im Bereich des Energie- und Ressourcenverbrauchs 
sowie für die Schaffung zusätzlicher Marktmöglichkeiten erforscht werden. Letzteres 
wirke dem schwindenden Papiereinsatz entgegen. Dass die Schaffung der Zukunfts-
sicherheit der Papierindustrie in Nordrhein-Westfalen stattfinde, könne Anlass für Stolz 
sein. Er solle sich die Modellfabrik mal vor Ort vorstellen lassen. 

Christian Loose (AfD) entgegnet, dass die Industrieverbände natürlich nach Subven-
tionen verlangten. Die Erforschung und Entwicklung von Verfahren seien natürlich 
wichtig, bei gleichzeitiger Zerstörung der Wettbewerbsfähigkeit aber irrelevant. Ohne 
Wettbewerbsfähigkeit gebe es schlichtweg keine Industrie. Er lege ein Gespräch mit 
den 120 vom Jobverlust betroffenen Mitarbeiter nahe. 

Antje Grothus (GRÜNE) stellt klar, dass ihre persönliche Haltung zu der Leitentschei-
dung 2021 bekannt sei. Zu der Anhörung im Landtag zur Leitentscheidung 2021 habe 
sie die entsprechende Stellungnahme 17/3412 eingereicht. 

Sie weise auf ein zu dem Sündenwäldchen aufgrund von artenschutzrechtlichen Be-
denken laufendes Gerichtsverfahren hin und empfehle, dessen Ausgang abzuwarten, 
anstatt das Thema politisch zu zerreden. 

Sie interessiere, von wem die auf Seite 3 der Vorlage 18/3479 genannte Einschätzung 
stamme, dass die laut Hauptbetriebsplan 2025–2028 geplanten bergbaulichen Tätig-
keiten den artenschutzrechtlichen Vorgaben entsprächen. Weiterhin frage sie sich, ob 
die anscheinend nicht erfolgte Untersuchung und das Verschließen von Fledermaus-
höhlen vor einer Rodung eigentlich artenschutzrechtlich vorgeschrieben sei. Dieses 
Vorgehen kenne sie von zwei Rodungsstopps im Hambacher Wald. 

Zudem erkundige sie sich, ob die für die Waldvernetzung freiwillig zur Verfügung ge-
stellten Flächen Teil der behördlich angeordneten Ausgleichsmaßnahmen seien oder 
ob RWE diese zusätzlich zur Verfügung stelle. Sie erbete eine Auskunft und zeichne-
rische Darstellung des Flächenverlaus sowie Informationen über den zeitlichen Ablauf. 
Besonderes Interesse bestehe an der direkten Anbindung der Fläche an den Hamba-
cher Wald und zum Bürgewald Steinheide. 

Man warte das Gerichtsverfahren natürlich ab, antwortet MR Ulrich Kaiser (MWIKE). 
Im Rahmen des Verfahrens zum Hauptbetriebsplan 2025–2028 seien artenschutz-
rechtliche Anforderungen noch mal überprüft worden; dazu gebe es einen Fachbeitrag. 
Eine Prüfung sei durch die Bergbehörde im Benehmen mit der unteren und der höhe-
ren Naturschutzbehörde erfolgt. Es lägen Ausnahmegenehmigungen der unteren und 
der höheren Naturschutzbehörden vor. 

Das beschriebene Verfahren zur Prüfung von Fledermaushöhlen vor einer Rodung 
entspreche dem Artenschutzrecht. Die Prüfung erfolge durch Kamerabefahrungen. Bei 
nachgewiesenem Fledermausbesatz dürften Bäume nicht gerodet werden. Die Verkle-
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bung verhindere nach dem Auszug der Fledermäuse deren Rückkehr. Dies ermögliche 
eine spätere Rodung. 

Die Inanspruchnahme des Bereichs nördlich von Manheim, des Sündenwäldchens, 
erfordere keine gesonderten Ausgleichsmaßnahmen. Der als Fläche hinzukommende 
Bereich südlich von Manheim stelle demnach eine Überkompensation dar. Eine um-
fassende Befassung mit artenschutzrechtlichen Anforderungen und notwendigen 
Maßnahmen habe es während der Diskussion über eine Inanspruchnahme des Ham-
bacher Waldes, der nun nicht mehr in Anspruch genommen werde, gegeben. Im Rah-
men eines Sonderbetriebsplans sei ein Schutzkonzept erstellt worden; in dem 3. Rah-
menbetriebsplan für die Fortführung des Tagebaus Hambach seien weitere Maßnah-
men festgehalten worden. Die Umsetzung aller Maßnahmen habe auf 700 ha Offen-
landfläche und 700 ha Waldfläche stattgefunden. 

Für den Tagebau Forster Feld und den Tagebau Buirer Heide, beide vorgesehen für 
die Kies- und Sandgewinnung, seien ebenfalls Kompensationsmaßnahmen vorgese-
hen. Für Ersteren fänden Bepflanzungen im Bereich der Nordspange bis Ende Februar 
statt. Eine Bepflanzung der Südspange sei erst nach Ende der Gewinnung Anfang 
2029 bis 2031 realisierbar. Dank des Samenfluges aus Altwaldbeständen gebe es 
beim Tagebau Buirer Heide mittlerweile einen Jungwald. Dieser diene der Waldver-
netzung des südlichen Bereichs bis hin zum Bürgewald Steinheide. Die Kompensation 
übersteige die ursprünglich bei Inanspruchnahme der Altwälder vorgesehen Planungen. 
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5 Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-

Westfalen  

Gesetzentwurf  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/10884  

Schriftliche Anhörung 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
Stellungnahmen 
18/2150, 18/2162, 18/2164, 
18/2174, 18/2175, 18/2176, 
18/2177, 18/2185, 18/2188  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 10.10.2024) 

André Stinka (SPD): Vor den Plenarsitzungen in der nächsten Woche werbe ich noch 
mal für den gemeinsamen Gesetzentwurf mit der FDP und dafür, dass wir den be-
schriebenen Paragrafen im Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen streichen, 
um nach dem Planungschaos, welches die Landesregierung im vergangenen Jahr ver-
ursacht hat, für die Windkraftnutzung endlich in weiten Teilen Rechtssicherheit für den 
Übergangszeitraum reinzubringen und einen reibungslosen Windkraftausbau in Nord-
rhein-Westfalen zu ermöglichen. Seit einiger Zeit gibt es einen Erlass, der an die Be-
zirksregierungen herangetragen wurde. Wer sich den Erlass durchliest, erkennt: Wenn 
Chaos einmal entstanden ist, wird es durch noch mehr Chaos nicht besser. Daher gibt 
es die Werbung seitens unserer Fraktion. 

Laut den eingegangenen Stellungnahmen wird diese Initiative unter anderem von dem 
LEE NRW und auch von der IHK Köln begrüßt. Gleichzeitig wollen wir auch anmerken, 
dass durch die Initiativen, die in Berlin in breitem Raum stattfinden und zu denen For-
mulierungshilfen durch den Raum schwirren und von den Fraktionen beraten werden, 
den Erneuerbaren damit genau genommen nicht unbedingt geholfen wird. Wir befürch-
ten durch das, was dort diskutiert wird, auch Einschränkungen. Wir plädieren dafür, 
den Regionalplänen, die im ersten beziehungsweise zweiten Quartal 2025 verabschie-
det werden können, dann für den Übergangszeitraum die Steuerung zu überlassen. 
Deswegen noch mal zur Klarheit: Dieser Gesetzentwurf und die fünf Stellungnahmen, 
in denen sich dafür ausgesprochen wurden, sprechen eine deutliche Sprache; wir 
müssen diesem Durcheinander ein Ende setzen. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Für mich gibt es zwei Aspekte. Erstens. Das ist ein 
sehr juristisches Sujet. Es gab eine sehr interessante, juristische Anhörung. Es lässt 
sich feststellen, dass sich die überwiegende Mehrheit der Sachverständigen dafür aus-
spricht, den § 36 Abs. 3 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen beizubehalten. 
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Professor Sven-Joachim Otto spricht sich gegen die Streichung aus und schreibt, dass 
die Regelung ein wichtiges Instrument zur Sicherung geordneter Planungsprozesse 
sei und mit den Kompetenzen der Länder im Raumordnungsrecht im Einklang stehe. 
Professor Beckmann schreibt, dass ein Verstoß gegen Bundesrecht – dies behaupten 
SPD und FDP oft – nicht vorliege. Auch Professorin Grotefels hat eindeutig festgehal-
ten – das kann man ja nachlesen –, dass die Gesetzgebungsbefugnis des Landes für 
§ 36 Abs. 3 LPlG NRW zu bejahen sei. Sogar der Sachverständige Dr. Wies, der, 
glaube ich, von Ihren Fraktionen eingebracht worden ist, schreibt: 

„Mir ist bewusst, dass das Oberverwaltungsgericht Münster nicht befugt ist, 
über die Verfassungsmäßigkeit des § 36 Abs. 3 LPlG NRW zu entscheiden, 
sondern dafür allein das Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 
GG zuständig ist.“ 

Die ziemlich einhellige Rechtsauffassung vieler Juristen ist also, dass der § 36 Abs. 3 
LPlG NRW in Ordnung ist. Deswegen werden wir ihn nächste Woche auch nicht än-
dern. 

Zweitens. Über diese juristische Debatte hinaus haben wir aber ein größeres Problem. 
Es ist gerade angeklungen: Es gibt nächste Woche in der letzten Sitzungswoche des 
Bundestags noch die Möglichkeit, dass die Fraktionen dort eine Übergangssteuerung 
schaffen. Ich möchte verdeutlichen, dass sich nicht nur die kommunalen Spitzenver-
bände ganz eindeutig eine solche Regelung wünschen, sondern dass diese auch sinn-
voll ist, weil wir eine extrem schwierige Situation haben. 

Ich habe mir gerade Zahlen aus Ostwestfalen geben lassen. Wenn wir nur ein, zwei 
oder drei Anlagen hätten, die außerhalb der ausgewiesenen Gebiete errichtet werden 
sollen, dann wäre das ja kein Problem. In Ostwestfalen liegen von 743 Anträgen für 
Windenergieanlagen aber gerade 438 außerhalb geplanter Windenergiegebiete. Allein 
in Ostwestfalen liegen mehr als 60 % der Anträge außerhalb geplanter Windenergie-
gebiete. Das ist eine dramatische Entwicklung. Wir planen von staatlicher Seite, egal 
auf welcher Ebene, doch ganz viel: Wo kommt die Autobahn, die Eisenbahntrasse, der 
Friedhof, die Einfamilienhaussiedlung, das Mehrfamilienhaus, die Gewerbegebiete, 
die Sportanlagen und so weiter hin? Das alles planen wir. Was macht das eigentlich 
mit den Leuten, wenn jetzt Hunderte Windenergieanlagen an Orten gebaut werden 
sollen, von denen wir von staatlicher Seite in den Kommunen, in den Regionalpla-
nungsbehörden sagen: Da sollen sie eigentlich nicht hin. 

Deswegen habe ich die dringende Bitte, dass Sie auf Ihre Bundestagskollegen einwir-
ken, sodass wir eine Regelung finden. Das muss nicht die von der Unionsfraktion vor-
gelegte Regelung sein. Sie können auch eine eigene Regelung finden; so kompliziert 
ist das ja nicht. Bitte: Wenn Ihnen die Akzeptanz von Windenergieanlagen am Herzen 
liegt, wenn Ihnen der Respekt vor den ländlichen Räumen und vor den Menschen, die 
in den kommunalen Gremien gestalten, am Herzen liegt und wenn Ihnen das Gelingen 
der Energiewende am Herzen liegt, dann wirken Sie noch mal darauf ein, dass man in 
Berlin eine Regelung findet, um dieses Planungschaos und den Wildwuchs zu verhin-
dern. 

(Beifall von der CDU) 
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Dietmar Brockes (FDP): Wenn man sich die Stellungnahmen aller seriösen Sachver-
ständigen verdeutlicht, dann ist ganz klar, dass die aktuelle Rechtslage – um das klar 
zu sagen, Herr Kollege Dr. Untrieser – von Ihnen, von den regierungstragenden Frak-
tionen und der Landesregierung aktiv vorangetrieben wurde. Sie selbst sprachen ge-
rade von Chaos. Dieses Chaos haben Sie hier im Land erzeugt. Ich bin bei Ihnen, dass 
dies jetzt nur der Bund heilen kann. Sie haben aber dafür gesorgt, weil Sie den Kom-
munen die bisherigen Möglichkeiten – ich nenne nur die Abstandsregelung von 1.000 m – 
ohne Not genommen haben. Deshalb haben Sie das gerade beklagte Chaos auch 
selbst zu verantworten. 

Für viele ist jetzt unklar, wie es weitergehen soll, um auch das deutlich zu machen. 
Sie, Ihre Abgeordneten, haben versprochen, dass Genehmigungen für Windräder 
nicht massenhaft ausgesetzt würden und dass immer eine Einzelfallprüfung stattfinde. 
Wenn Bürger und Kommunen vor Ort den Bau von Anlagen unterstützen, würde darauf 
Rücksicht genommen. Wissen Sie was? Genau das Gegenteil ist jetzt der Fall. Das ist 
konkret aus Ihrem Handeln entstanden. 

Der Schaden ist immens. Sie haben die rund 700 Anlagen in OWL angesprochen. Uns 
liegt die Zahl von landesweit 855 Anlagen vor. Wir reden hier von etwa 5 GW, also der 
Größenordnung von 5 BoA-Anlagen. Das ist schon ordentlich. Sie haben dafür ge-
sorgt, dass hier Rechtsunsicherheit besteht. Deshalb wäre es wichtig, wenn Sie unse-
rem Antrag heute hier zustimmen würden, um Klarheit zu schaffen. Sie müssen endlich 
damit aufhören. Ich gehe davon aus, dass Sie den Hebel, alles nur nach Berlin zu 
schieben, sehr bald umlegen müssen. Sie haben hier eine Verantwortung, und der 
können Sie heute gerecht werden. 

Christian Loose (AfD): Der Sachverständige Rechtsanwalt Dr. Mock hat dargelegt, 
dass die Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW nicht zielführend ist, insbesondere im 
Vergleich mit anderen verfassungsrechtlich relevanten Punkten, wie zum Beispiel dem 
Vertrag von Montreal, der 30 % Schutzgebiete vorsieht. Im Rahmen der Biodiversität 
ist es auch nicht sinnvoll, den § 36 Abs. 3 LPlG NRW zu streichen. 

Das Landesplanungsgesetz ist schon schlecht, und die Änderung von SPD und FDP 
macht es nicht besser. Sowohl die Änderung als auch das Ursprungsgesetz haben 
den hemmungslosen Ausbau der Windindustrieanlagen zum Ziel. Die FDP und die 
SPD wollen das nur weiter beschleunigen und damit auch die Zerstörung unserer Kul-
turlandschaft weiter beschleunigen, indem sie auch letzte Hürden abschaffen. 

Klar, das ist sehr zur Freude der Projektierer und der Grundstückseigentümer, die das 
Glück haben, durch Verpachtungen an die Windindustrie mehrere Millionen zu verdie-
nen. Allerdings geht das zulasten der anderen Anwohner, deren Grundstückswerte im 
Gegenzug um mehrere Millionen Euro sinken werden. Das geht auch zulasten der 
Nahrungsmittelproduktion im Umfeld, denn das Mikroplastik von den Windindustriean-
lagen wird durch die Winde überall verteilt. Auch abgebrochene Rotoren können zum 
Beispiel zu Problemen führen, wie im Kreis Gütersloh in Langenberg als ein Rotor 
abgebrochen ist und 200 Tonnen Mais vernichtet werden mussten. Immerhin kann 
diese Anlage nun keine Greifvögel mehr erschlagen. Das ist zumindest der positive 
Effekt. 
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Die kleinen Hürden, die die Landesregierung geschaffen hatte, sind zwar handwerklich 
sicherlich schlecht gemacht und wurden über die Gerichte beklagt. Angesichts der 
wirtschaftlichen Situation Deutschlands wäre es nun aber sinnvoller, dieses Planungs-
gesetz nicht offener zu gestalten, sondern mit der Volksvernichtung und der Vernich-
tung unserer Natur komplett aufzuhören und dieses Gesetz ad acta zu legen. Deshalb 
lehnen wir diesen Antrag so wie schon das Ursprungsgesetz ab. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ich würde gerne auf einige Punkte eingehen. Herr 
Brockes, Sie haben gesagt, dass wir die Situation, vor der wir gerade stehen, erst 
kreiert hätten. Das halte ich für eine außerordentlich unterkomplexe Analyse der Ge-
mengelage. Was wir aktuell erleben, ist ja ein kompletter Systemwechsel der Frage, 
wie wir Flächen für Windenergieanlagen planerisch bereitstellen. 

Dazu gab es auf der europäischen Ebene, auf der Bundesebene und auch hier auf der 
Landesebene eine Vielzahl an Regelungsänderungen. Diese Änderungen haben an 
einigen Stellen offengelegt, wie auf kommunaler Ebene die Situation – die ist sehr 
differenziert – in Bezug auf nicht rechtssicher vorhandene Flächenausweisungen für 
Windenergieanlagen war. Es gab auch Gemeinden, die sich vor dem Hintergrund einer 
Flächenkulisse und Rahmenbedingungen, die vor einigen Jahren schlicht und ergrei-
fend noch anders waren und zu der Situation geführt haben, dass wir einen deutlich 
zu geringen Ausbau der Windenergie hatten, bewusst gegen eine eigene Planung ent-
schieden haben. Es ist klar, dass die Notwendigkeit bestand, in der Planung einen 
Systemwechsel zu vollziehen, damit wir auf bessere Ausbauzahlen, die wir für eine 
Transformation benötigen, kommen. Deswegen geht es vielmehr um die Frage: Wie 
kriegt man einen solchen Übergang bestmöglich gemanagt? 

Die beiden Senate des OVG NRW, die zu Rückstellungen Beschlüsse gefasst haben, 
haben in ihren Beschlüssen durchaus unterschiedliche Akzente gesetzt. Gemein hat-
ten sie alle, dass sehr klar formuliert wurde, dass die Prüfkriterien für den Einzelfall – 
Herr Brockes, den Aspekt haben Sie angesprochen – nicht hinreichend Berücksichti-
gung gefunden hätten und dementsprechend bei den Rückstellungen, die beurteilt 
wurden, der Umsetzung des Gesetzes an der Stelle – bei Einzelfallprüfungen – nicht 
hinreichend nachgekommen worden sei. Anknüpfend an den Beschluss des 8. Senats 
des OVG NRW Ende Dezember hat die Landesregierung einen Erlass an die Bezirks-
regierungen mit derartigen Hinweisen veröffentlicht, über den der WDR Ende letzter 
Woche auch berichtet hat. Daraus geht sehr klar hervor und es werden Anknüpfungs-
punkte genannt, wie eine Anwendung des entsprechenden Paragrafen zur Übergangs-
regelung im Landesplanungsgesetz möglich ist. 

Vor diesem Hintergrund sehen wir sehr offenkundig im Übergang eine Steuerungsnot-
wendigkeit. Wir haben Anknüpfungspunkte und einen Erlass, der den Bezirksregierun-
gen als Anwendungshilfe Leitplanken gibt, und – das ist auch angesprochen worden – 
es gibt auf Bundesebene Gespräche, die genau dieses Thema adressieren. Denn was 
wir hier haben, ist keine Situation, die es nur in NRW geben wird. In Nordrhein-West-
falen sind wir einfach vom Zeitplan her sehr ambitioniert – auch was die Ausweisung 
der Flächen angeht, die wir bereits bis 2025 und über die Regionalplanungen erfüllen 
wollen, obwohl die Bundesfrist auch einen deutlich längeren Zeitraum ermöglichen 
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würde. Sprich: Uns stellen sich aktuell Problemlagen, von denen andere Bundesländer 
erst in ein paar Jahren erfahren würden, dass diese bei ihnen auch bestehen. 

Deswegen ist es mit Sicherheit sachgerecht, dass sich der Bundestag mit dieser Frage 
beschäftigt. Mich macht sehr hoffnungsvoll, dass die SPD-Bundestagsabgeordnete 
Esdar diese Woche in der Neuen Westfälischen für die SPD-Bundestagsfraktion Of-
fenheit und Kompromissbereitschaft für eine überfraktionelle Lösung im Bundestag 
signalisiert hat. Das ist natürlich ein Prozess, den wir sehr aufmerksam verfolgen, weil 
er für Nordrhein-Westfalen schneller Auswirkungen und Wirkung entfaltet, aber auch 
für andere Bundesländer ein wichtiger Beitrag für den Ausbau der Windenergie und 
dafür, diesen Systemwechsel in der Planung gut zu vollziehen, sein kann. 

Deswegen halten wir es nicht für geboten wie vorgeschlagen § 36 Abs. 3 LPlG NRW 
zu streichen. Anhand der schriftlichen Anhörung hat sich ergeben, dass von keinem 
Sachverständigen schwerwiegende materielle Gründe dafür vorgetragen wurden, 
dass ein Festhalten daran schädlich wäre. Mit dem neuen Erlass gibt es eine weitere 
Anwendungshilfe für die Bezirksregierungen. Wir erwarten natürlich auch mit Span-
nung, wie sich die Verhandlungen auf Bundesebene entwickeln, und unser Appell ist 
an alle dort Beteiligten, kompromissorientiert pragmatische Lösungen zu finden. Das 
ist keine Frage, die nur Nordrhein-Westfalen betrifft, sondern sie betrifft auch viele an-
dere Bundesländer. Das haben nur noch nicht alle gemerkt. 

André Stinka (SPD): Herr Röls-Leitmann, ich muss auf das Stichwort „unterkomplex“ 
eingehen. Ich will die Genese darstellen. Damit wir alle verstehen, was für ein Chaos 
Sie veranstaltet haben, haben wir das bei uns in der Fraktion sogar für die Kollegen im 
Arbeitskreis noch mal nachvollzogen. Sie, Ihre Landesregierung, haben sich durch ei-
nen Zeitplan selbst unter Druck gesetzt, zu handeln. Damit haben Sie die Abläufe in 
der Regionalplanung über den Haufen geschmissen. Sie selbst haben das Chaos ver-
ursacht. Wir erinnern uns an die Debatten zum Landesentwicklungsplan. In der Anhö-
rung dazu wurde die Rechtswidrigkeit schon deutlich herausgestellt, und Sie haben 
dagegengehandelt. 

Dann kam überraschenderweise das Landesplanungsgesetz, und der § 36 Abs. 3 
LPlG NRW flog hinein. Sie haben sich damit wieder gegen das OVG NRW gestellt, 
welches das wieder festgestellt hat. Ich finde es schon spannend, dass Herr Untrieser 
einen Rechtsanwalt zitiert, der die Zuständigkeit des OVG NRW infrage stellt. 

(Dr. Christian Untrieser [CDU]: Alle!) 

Man findet juristisch natürlich immer etwas, aber es ist nicht geboten, hier zu diskutie-
ren. Schauen Sie noch mal in die Stellungnahme – das habe ich gerade gemacht –: 
Herr Wies hat ausdrücklich die Abschaffung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW, den Sie hier 
angeführt haben, unterstrichen und als vernünftig herausgestellt. Ich will festhalten, 
dass die SPD-Fraktion immer für den Ausbau gewesen ist, aber ich lasse hier im Aus-
schuss nicht zu, dass die Verantwortung für das Chaos jetzt verschoben werden soll. 
Sie haben in allen Anhörungen mehrfach Hinweise erhalten, dass die Übergangsrege-
lung, die Sie schaffen wollen, dem Recht nicht standhält. 
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Herr Röls-Leitmann, dass es einen Systemwechsel gegeben hat, ist richtig. Das ist auf 
Bundesebene auch so organisiert worden. Da gab es an den Vorlagen, die wir hatten, 
aber schon die Kritik, dass sich das Land darüber hinwegsetzt. Führen Sie sich die 
Anhörung noch mal richtig zu Gemüte. 

Wir als SPD-Fraktion bleiben dabei, dass der gesamte Weg allen Warnungen zum 
Trotz in diesem Chaos endete. Gerade an die Grünen will ich appellieren, sich die 
Vorlage in Berlin anzuschauen. Dass es einen Deckel geben soll, wenn das Flächen-
ziel von 1,8 % erreicht ist, entspricht nicht unbedingt dem, was Sie hier immer darstel-
len, nämlich dass Erneuerbare ausgebaut werden sollen. Ich glaube im Übrigen, dass 
es Ihnen nicht gelingen wird, darzustellen, dass Sie hier nicht richtig gehandelt haben, 
aber der Bund es nun heilen muss. 

Wir wissen aus den Medien auch, dass Friedrich Merz besonders viel Interesse daran 
hat, dass man sich um den Hochsauerlandkreis besonders kümmert, und dass er dazu 
mit Robert Habeck in einen Austausch getreten ist. Die Bezirksregierung Arnsberg hat 
für den Hochsauerlandkreis ja schon vor Ihrer Gesetzesnovelle Übergangszeiträume 
und Ausschlusskriterien geprüft. Das haben wir hier in der Vorlage ja interessiert zur 
Kenntnis genommen. 

„Wir sind immer bereit für klare, saubere Regelungen“ – hier nicht. Was im Rahmen 
der Gesetzgebung in Berlin passiert, werden wir dann sehen. Es geht aber nicht, dass 
hier so getan wird, als hätten Sie alles sauber geregelt. Dem widerspreche ich sehr 
deutlich. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich wiederhole nicht noch mal die Punkte, die der Kollege 
Stinka gerade schon wiederholt hat. Das Chaos hier ist auf die Landesregierung und 
auf die Fraktionen von CDU und Grünen zurückzuführen. Herr Röls-Leitmann, da nutzt 
es auch nichts, wenn Sie versuchen, die Tatsachen zu verdrehen, und behaupten, 
dass sich dadurch keine materiellen Nachteile ergeben würden. 

Der Sachverständige der IHK Köln schreibt – ich zitiere –: Der vorgelegte Gesetzent-
wurf stärkt wirtschaftlich den rentablen Ausbau der erneuerbaren Energien in Nord-
rhein-Westfalen und beschleunigt die notwendigen Planungs- und Genehmigungspro-
zesse. – Allein dadurch wird schon deutlich: Je länger man das in die Länge zieht, was 
Sie hier machen, desto mehr wirtschaftlicher Schaden entsteht natürlich für die ent-
sprechenden Entwickler durch das Chaos, das Sie geschaffen haben. 

Von allen wesentlichen Sachverständigen wird betont, dass eine notwendige, strenge 
Auslegung der Norm für Genehmigungsaussetzungen zwecks mehr Sicherheit not-
wendig sei. Sie schreiben aber auch, dass die Norm auf diese Weise nicht ihren Zweck 
erfüllen könnte, und befürworten deshalb die Abschaffung. Genau diese haben wir 
Ihnen vorgelegt, und Sie müssten der Abschaffung deshalb eigentlich auch Ihre Zu-
stimmung erteilen. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Ich spreche nicht davon, dass ich alle dazu auf-
rufe, den Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Eins-zu-eins zu unterstützen. 
Darum geht es nicht unbedingt. Es geht vielmehr darum, zu dem Aspekt, der in diesem 
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Gesetzentwurf aufgeworfen wird – wie kann man diese Übergangssteuerung organi-
sieren –, in einen Austausch zu treten. Ich habe nicht ohne Grund an alle beteiligten 
Verhandlungsakteure appelliert, auf dieser Grundlage zu überlegen, was zu tun ist, um 
diesen Übergangszeitraum an dieser Stelle bundesgesetzlich mit einer guten Über-
gangssteuerung auszustatten. Diese sollten keine mittel- und langfristigen Schäden 
für das Ausbaugeschehen auslösen, aber Möglichkeiten bieten, um den Ausbau zu 
gestalten und zu steuern. Das wäre akzeptanzstärkend. 

Meine Frage im Zweifel an Sie, Herr Stinka, ist: Was ist die Position der SPD zu der 
Frage, ob der Windenergieausbau gesteuert stattfinden sollte, „ja“ oder „nein“? 

Ich glaube, dass sich auf Bundesebene einfach ein gutes Möglichkeitsfenster bietet. 
Am Ende geht es nicht nur darum, dass der Windenergieausbau in Nordrhein-Westfa-
len akzeptanzgesichert und ambitioniert vorankommt, sondern das muss in ganz 
Deutschland funktionieren. Wir können nicht alleine mit ein paar anderen rennen, und 
alle anderen halten sich weiter raus. Diese Systemumstellung und diese Reformen im 
Bund waren entscheidend, um etwas ins Rollen zu bringen. Deswegen haben wir das 
in der Ampelkoalition gemeinschaftlich genauso gemacht. Da es sich gerade ein biss-
chen so anhört, ist meine Frage: Ist es auch ein Anliegen Ihrer Fraktion, dass der Zu-
bau gesteuert und dementsprechend in sehr demokratischen Verfahren mit einem In-
teressensausgleich und unter Einbezug vieler Stakeholder gestaltet wird oder nicht? 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Besteht der Bedarf nach weiterer Aussprache? – Den 
sehe ich nicht. Dann stelle ich fest, dass die Debatte abgeschlossen ist. Wir kommen 
zur Abstimmung über diesen Gesetzentwurf. 

Der Ausschuss lehnt den Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD ge-
gen die Stimmen von SPD und FDP ab. 
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6 Sichere Energie und günstiger Strom durch einen innovativen Stromspei-

chersee 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/9730  

Ausschussprotokoll 18/762 (Anhörung am 26.11.2024) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie am 04.07.2024) 

André Stinka (SPD): Im Namen der SPD-Fraktion will ich kurz die Hintergründe un-
seres Antrags erläutern. Vorhin haben wir über das Energiespeicherkonzept NRW der 
Landesregierung gesprochen. Das hat unsere Fraktion ja auch positiv begleitet. In die-
sem Zusammenhang haben wir vorhin auch das Thema „Pumpspeicherkraftwerke“ in 
die Debatte eingeflochten, weil wir vor dem Hintergrund der Lebensdauer von Batte-
riespeichern und der Rohstoffbeschaffung auch deutlicher über Speicherseen nach-
denken müssen. Was Frau Krebs richtigerweise angesprochen hat – wie sich die 
Strommärkte entwickeln und wie die Nachfrage ist – ist sicherlich ebenfalls zu berück-
sichtigen. Ich glaube aber auch, dass unser Antrag einen Hinweis geben kann, wie 
man solche Versorgungssicherheitseinrichtungen – so will ich sie mal nennen – auch 
dauerhaft nutzen kann.  

Natürlich ist es richtig – das haben wir in unserem Antrag auch hervorgehoben –, dass 
die Regulatorik für Speicher renovierungsbedürftig ist. Wir werden zukünftig mehr 
Speicher haben. Das haben wir in unserem Antrag deutlich herausgearbeitet, weil wir 
nach wie vor die Notwendigkeit sehen, in Nordrhein-Westfalen über das Thema „Spei-
cher“ zu sprechen. Wir haben mit unserem Antrag nicht nur die Gremien des Landta-
ges mit Informationen versorgt, sondern wir haben auch mit vielen Verbänden gespro-
chen. Ich möchte deutlich wiedergeben, dass uns gerade die energieintensiven Ver-
bände, Unternehmerinnen und Unternehmer, gespiegelt haben, dass das Thema 
„Großspeicher“ auch vor dem Hintergrund des Kohleausstiegs in Nordrhein-Westfalen 
für sie als Unternehmerinnen und Unternehmer eine wichtige Rolle spielt. 

Ich will die Textilindustrie – die metallverarbeitende Industrie, die Papierindustrie sind 
gerade angesprochen worden – herausstellen. Insbesondere vor dem Hintergrund der 
Ansiedlung von Rechenzentren im Rheinischen Revier macht die Speichertechnologie 
Sinn, und auch daher glaube ich, dass es wichtig war. Für die SPD-Fraktion stand 
beim Thema „Speicher“ natürlich auch die Akzeptanz für die Energiewende im Vorder-
grund, weil es durch die Probleme der Regelbarkeit von Strom und die Redispatchkos-
ten in der Öffentlichkeit natürlich immer eine Debatte bezüglich der Strompreise gibt, 
die wir im Auge behalten müssen. Deswegen ist es erforderlich, dass wir eine Antwort 
geben. 

Der Antrag – das will ich explizit unterstreichen – beschreibt ja nicht, wo die SPD-
Fraktion mit Spaten und Bagger hinfahren und ein Pumpspeicherkraftwerk bauen will, 
sondern es geht letztendlich darum, dass wir auf eine Initiative von Herrn Professor 
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Pinkwart, dem ehemaligen Wirtschaftsminister, aufbauen wollen, um das Thema für 
so ein großes Bundesland wie Nordrhein-Westfalen zu beleuchten. Am Ende einer 
Machbarkeitsstudie können sicherlich auch Parameter stehen, was auf wissenschaft-
licher Basis geht und nicht geht. In so einem eng besiedelten Bundesland kann man 
die Standortfrage natürlich auch damit koppeln. 

Wir haben aus der Region durchaus auch kritische Hinweise vernommen – das ist 
ganz klar –, zum Beispiel zum Tourismus etc. Deswegen ist die Studie eine wichtige 
Grundlage, um die Entwicklung gerade im Rheinischen Revier positiv zu begleiten und 
den Menschen nicht schon wieder – sagen wir mal – einen Moment der Unruhe zu 
verschaffen, weil so ein Großbauprojekt hier stattfinden könnte. 

Wir sprechen uns also für diese Machbarkeitsstudie aus, weil wir glauben, dass wir in 
dieser Zeit der Umbrüche auch große Lösungen brauchen. Deswegen habe ich vorhin 
auch meine Frage im Bereich der Speichertechnologie gestellt, weil wir den hohen 
Bedarf nach Speichertechnologien sehen. Wir hatten Fragen zu der konservativen Be-
rechnung der Landesregierung, weil wir beim bidirektionalen Laden nicht die in der 
Studie vorgestellten Mengen erwarten. 

Kurz und gut: Ich bin überzeugt, dass es ein hervorragender Antrag ist, weil er Diskus-
sionen anregt und letztendlich die Studie von Herrn Pinkwart in den Vordergrund stellt, 
auf die aufgebaut werden könnte und die uns am Ende auch gute Entscheidungsmög-
lichkeiten für Nordrhein-Westfalen aufzeigen könnte. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Kollege, danke für die Blumen. Es ist richtig, dass die 
Vorgängerregierung da die richtigen Schwerpunkte gesetzt hat. Deshalb sagen wir 
ganz klar, dass wir dem Grundanliegen Ihres Antrages zustimmen. Es gibt hier noch 
viel zu viele regulatorische Hürden für Speichertechnologien, und die müssen endlich 
abgebaut werden. Es braucht bessere Investitionsbedingungen und einfache und 
schnellere Genehmigungsverfahren. Hier besteht also dringender Bedarf, endlich zu 
handeln. 

Gleiches gilt für die Umrüstung von Gasspeichern für zukünftige Wasserstoffspeicher. 
Das hat die „Initiative Energien Speichern“ auch deutlich gemacht. Wir sehen hier drin-
genden Handlungsbedarf seitens der Landesregierung und haben deshalb eben auch 
das Energiespeicherkonzept NRW begrüßt. Wir haben aber auch deutlich gemacht, 
dass nur das Konzept nicht reicht, sondern dass es jetzt auch umgesetzt werden muss. 
Dabei ist es eben zu wenig, wenn Nordrhein-Westfalen sich nur hinter dem Handeln 
des Bundes und der EU versteckt. Wenn man Speicherregion werden will, dann muss 
man dafür auch selbst konkrete Maßnahmen treffen. 

Bezüglich der in Ihrem Antrag genannten Pumpspeicher sind wir skeptisch. Wir teilen 
die Meinung des Energiewirtschaftlichen Instituts, EWI, das gesagt hat, Speicherpro-
jekte müssten ganzheitlich unter Berücksichtigung von Netz- und Marktaspekten be-
wertet werden. Speicher sollten an Standorten mit geringen Netzbelastungen platziert 
und technologische Alternativen geprüft werden, bevor Investitionen in großskalige 
Pumpspeicherprojekte erfolgen. 

Insofern werden wir uns zu Ihrem Antrag enthalten. 
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Thomas Okos (CDU): Herr Stinka, Sie haben recht, der Antrag ist hervorragend, nur 
das Ergebnis ist ernüchternd. Sie haben eben auch schön darum herumgeredet, was 
wir alles für Erkenntnisse haben. Die sind ja richtig. In der Sache des Stromspeicher-
sees ist es aber nun mal so – das hat die Anhörung gezeigt, und das sagt auch Herr 
Schmidt-Böcking –, dass er 15 Milliarden Euro kostet und es dafür keine Wirtschaft-
lichkeit gibt. Am Ende des Tages stehen auch keine Investitionsentscheidungen. Sie 
haben recht, dass man in die Energiethematik Ruhe reinbringen muss. Die Machbar-
keitsstudie würde nur das Gegenteil bewirken, weil wir dann Hoffnung wecken würden, 
obwohl wir heute schon wissen, wie das Ergebnis sein wird, und wir im Endeffekt auch 
keine Investition in dieser Richtung haben würden. Daher lehnen wir diesen Antrag ab. 

Christian Loose (AfD): Herr Stinka, Ihr Antrag nennt ehrlich einige Probleme – große 
Probleme –, die die sogenannte Energiewende verursacht. Nordrhein-Westfalen und 
Deutschland werden jetzt vom Stromexporteur zum -importeur. Wenn wir mal Expor-
teur sind, dann müssen wir in vielen Fällen dafür bezahlen, dass der Strom abgenom-
men wird. Wenn wir mal Stromimporteur sind, dann haben wir an der Börse wie vor 
einigen Tagen Preise von 53 Cent oder wie im November von 81 Cent. Das haben Sie 
in Ihrem Antrag im Grunde völlig richtig beschrieben, ebenso, dass unfassbar hohe 
Netzausbaukosten auf uns zukommen. 

Anstatt jetzt aber zu überlegen, ob Sie in die richtige Richtung oder gerade auf den 
Abgrund zu rennen, kommen Sie mit dem Vorschlag eines kugelförmigen Speicherele-
mentes am Boden des Tagebausees. Dann sind Sie auf die Idee eines oberen Unter-
beckens des Professors Schmidt-Böcking umgeschwenkt, was in der Anhörung auch 
teilweise diskutiert wurde. In dieser Anhörung kam zum Ausdruck, dass die Idee schon 
an den objektiven baulichen Voraussetzungen scheitern würde. Der Untergrund gäbe 
dieses Vorhaben nicht her. 

Auch der von Ihnen herausgestellte Punkt „Versorgungssicherheit“ führt in eine Sack-
gasse. Für die enormen Baukosten und die lange Bauzeit bekämen wir nach einigen 
Jahrzehnten einen Speicher für gerade mal 450 Gigawattstunden. Der Sachverstän-
dige Robert Jungnischke von der Gesellschaft für Forschung in Freiheit hat das zu 
dem zukünftigen Strombedarf in Relation gesetzt. Der Speichersee würde dann ganze 
zwei Stunden Kapazität liefern, und das wie gesagt erst in Jahrzehnten, wenn das 
Projekt überhaupt jemals umgesetzt werden würde. All das ist für so ein riesiges Vor-
haben einfach zu wenig und vielmehr der Beweis, dass die ganze sogenannte Ener-
giewende nicht zu Ende gedacht ist und nie zu Ende gedacht war. Wir stimmen des-
halb gegen Ihren Antrag. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE): Die Idee, aus dem großen Loch des Tagebaus im 
Sinne eines solchen Stromspeichersees etwas zu machen, das nützlich ist, auch für 
die neue Energiewelt, ist ohne Frage eine sehr charmante. Sie berührt natürlich auch 
viele Hoffnungen von Menschen in der Region, dass es eines von mehreren Leucht-
turmprojekten sein könnte, um auch weiterhin eine Region der Energiewende zu blei-
ben – das ist auch identitätsstiftend – und in der Region einen sinnvollen Beitrag für 
eine klimaneutrale Zukunft zu leisten. Das wird an vielen anderen Stellen in der Region 
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auch schon in die Wege geleitet oder sogar gelebt. Dementsprechend können wir uns 
dem Gedanken auf keinen Fall verschließen, dass viele Menschen erst mal sagen: 
Das ist doch etwas Sinnvolles, dass man mit etwas aus der alten Energiewelt noch 
etwas machen kann. 

Die Anhörung hat aus unserer Sicht aber ein sehr deutliches Bild gezeichnet, insbe-
sondere bezüglich der energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen, in denen ein sol-
cher Speicher, wenn er in Betrieb gehen könnte, agieren müsste. Einiges spricht da-
gegen, dass es ein Geschäftsmodell gibt, für das sich ein Investor finden würde, der 
bereit wäre, diese großen finanziellen Mittel in die Hand zu nehmen. Es gibt bei den 
Batteriegroßspeichern, mit denen ein solches Pumpspeicherkraftwerk besonders kon-
kurrieren würde, eine Kostendegression. Batteriegroßspeicher sind mit deutlich kürze-
ren zeitlichen Fristen, mit deutlich weniger Unwägbarkeiten und mit deutlich weniger 
Umplanungen, die bei der Beendigung des Braunkohletagebaus, der Rekultivierung 
und der Renaturierung natürlich infrage stehen, verbunden. Auch die Lage des Tage-
baus ist gesetzt, wohingegen Batteriegroßspeicher bei der örtlichen Allokation beson-
ders sinnvoll platziert werden können, und das mit deutlich weniger Fragen bei der 
Planung, geringeren Investitionen im Einzelprojekt etc. 

In der Anhörung sind weitere Aspekte aufgegriffen worden, von denen man mit Sicher-
heit sagen könnte, dass diese in einer solchen Machbarkeitsstudie noch weiter vertieft 
werden könnten. Das energiewirtschaftliche Umfeld und die Einschätzungen dazu, die 
wir aktuell, zum heutigen Tage treffen können, würden sich durch eine solche Mach-
barkeitsstudie aber nicht verändern. Für unsere Fraktion ist deswegen in der Abwä-
gung klar, dass wir in Zeiten von sehr knappen Haushaltsmitteln davon absehen möch-
ten, Geld in eine Machbarkeitsstudie zu investieren, für ein Projekt, für das nach allem, 
was man heutzutage an energiewirtschaftlicher Expertise zusammenkratzen kann, nur 
eine sehr minimale Wahrscheinlichkeit besteht, dass am Ende ein Geschäftsmodell 
steht, für das Akteure derartig große Summen investieren würden. 

Es gibt andere Möglichkeiten mit deutlich kürzeren Umsetzungsfristen und deutlich 
geringeren Risiken beim Investieren von viel Geld – diese Investitionen benötigen wir 
selbstverständlich – für eine gelingende Energiewende. Dennoch fanden wir es sehr 
wertvoll, uns auch mit diesen Ideen auseinanderzusetzen, denn klar ist auch, dass die 
Energiewende immer von kreativen Ideen und kreativen Köpfen gelebt hat. Das wird 
sie auch weiterhin tun. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Vielen Dank für die Aussprache. Weitere Meldungen 
sehe ich nicht. Ich beende die Debatte und lasse abstimmen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der SPD bei Enthaltung der FDP ab. 
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7 Von guter Arbeit in gute Arbeit vermitteln – Das Land muss bei der Trans-

formation der Arbeitswelt vom Zuschauen ins Handeln kommen 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/9162  

Ausschussprotokoll 18/709 (Anhörung am 30.10.2024) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 
16.05.2024)  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion ab. 
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8 Luftverkehr in Nordrhein-Westfalen stärken – Standortbedingungen ver-

bessern  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/12023  

(Überweisung des Antrags an den Verkehrsausschuss – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie am 18.12.2024)  

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag des Vor-
sitzenden, sich nachrichtlich an der im federführenden Ausschuss 
geplanten Anhörung zu beteiligen. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 49 - APr 18/812 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 22.01.2025 
62. Sitzung (öffentlich) jae 
 
 
9 Geplante Neuausrichtung der EU-Kohäsionspolitik nach 2027 – föderale 

und kommunale Mitgestaltung statt Zentralisierung!  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/12017 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Europa und In-
ternationales – federführend –, an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie sowie an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales am 19.12.2024)  

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an einer etwa-
igen Anhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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10 Arbeitsplanung des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für das Jahr 2025 (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. An-
lage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3478  

Vorsitzender Dr. Robin Korte weist darauf hin, dass er die Debatte des Tagesord-
nungspunktes mit Blick auf die Uhrzeit auf 10 Minuten begrenze. Bei Bedarf werde die 
Berichtsbitte erneut aufgerufen. 

Dietmar Brockes (FDP) bittet für die nächste Sitzung um eine nachgebesserte Ar-
beitsplanung, da die derzeit vorliegende mit einer Länge von nur anderthalb Seiten 
sicherlich nicht alle Vorhaben des Ministeriums für das Jahr 2025 enthalte. 

Er schließe sich dem Abgeordneten Brockes an, so René Schneider (SPD). Die Ar-
beitsplanung umfasse quasi nur Geschäfte der laufenden Verwaltung und spare einige 
Vorhaben wie die dritte Änderung des Landesentwicklungsplans und die Studie zum 
Einkaufsverhalten und Handelsangebot aus. 

Ein weiteres Vorhaben dieses Jahres sei das Rohstoffmonitoring. Er habe heute Mor-
gen die Antwort des Ministeriums Drucksache 18/12387 auf seine Kleine Anfrage 
Drucksache 18/12285 erhalten; Fragen blieben aber offen. Laut der Antwort solle im 
ersten Quartal eine nachgeordnete Behörde mit dem Monitoring beauftragt werden. 
Das Ministerium befinde sich demnach derzeit in Gesprächen mit den zu beauftragen-
den Stellen. Ihn interessiere, um welche nachgeordnete Behörde es sich handele. 

Zudem interessierten ihn Vorhaben für den Bereich „Klimaschutz“. Dieser komme in 
der Arbeitsplanung nicht vor; das sei für eine grüne Ministerin beschämend. 

Aus dem LANUV werde künftig das LANUK. Das Landesamt übernehme Aufgaben in 
dem Bereich „Klima“, welcher im Geschäftsbereich des Ministeriums liege, zumindest 
in Bezug auf die Wärmeplanung. Er erkundige sich, ob dies einen Wechsel von Abtei-
lungen und Mitarbeitenden in das LANUK erfordere oder ob dies im Rahmen der Fach-
aufsicht des Ministeriums gesteuert werden solle. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) verweist auf die durch den Koalitionsvertrag, den vom 
Landtag verabschiedeten Haushalt und die tagesaktuelle Themensetzung bekannten 
Inhalte. Da diese bekannt seien, habe man auf eine Auflistung aller Projekte verzichtet. 
Die Speicherstudie und die Energie- und Wärmestudie beinhalteten jeweils eine Ar-
beitsplanung; gleiches werde für die Luft- und Raumfahrtstrategie gelten. Nachfragen 
könne man gerne im Ausschuss erörtern, grundsätzlich seien die Themen jedoch be-
kannt. 
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Mit der nachgeordneten Behörde für das Rohstoffmonitoring befinde sich das Ministe-
rium noch im Gespräch. Sobald der Willensbildungsprozess der Landesregierung ab-
geschlossen sei, gebe diese gerne Auskunft. 

Dietmar Brockes (FDP) bemängelt den Umgang der Landesregierung mit dem Par-
lament. Auf eine Berichtsanfrage zur Arbeitsplanung des Ministeriums könne die Ant-
wort nicht lauten, es sei alles bekannt. Es bestehe ein Interesse an der Prioritätenset-
zung des Ministeriums. Ministerien stellten dem Parlament üblicherweise eine Jahres-
planung bereit. Er erwarte, dass zur nächsten Sitzung ein vernünftiger Bericht vorge-
legt werde. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte informiert, dass er den Abgeordneten Blumenrath, 
Schneider und Dr. Untrieser sowie, bei Bedarf, der Landesregierung noch das Wort 
erteilen werde. Anschließend werde er die Debatte beenden. Das weitere Vorgehen 
bespreche man dann in einer Obleuterunde. 

Peter Blumenrath (CDU) zählt auf, welche Vorhaben die Arbeitsplanung nenne: die Um-
setzung des Paktes für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung 
zwischen Bund und Ländern, das „Erste Beschleunigungs- und Entlastungspaket“, die 
Förderung erneuerbarer Energie. Er verstehe nicht, wie dann nach dem Klimaschutz 
gefragt werden könne.  

Der Koalitionsvertrag enthalte klare Vereinbarungen. Vernünftigerweise warte die Lan-
desregierung auch die Entwicklungen auf Bundesebene ab. Die FDP habe die Bundes-
regierung verlassen und beschwere sich nun über eine mangelhafte Arbeitsplanung. 

Den heutigen Umgang mit der Ministerin und der Staatssekretärin halte er für unfair 
und falsch. Anstelle von Polemik bevorzuge er die Debatte über echte Probleme. Dies 
täte der Debattenkultur gut. 

Der Verweis auf die Debattenkultur erschließe sich ihm an dieser Stelle nicht, so René 
Schneider (SPD). Die Bitte nach einer Arbeitsplanung sei durchaus üblich. Eine derart 
knappe Antwort könne als Missachtung des Parlaments verstanden werden. 

Das Interesse der Opposition an dem Rohstoffmonitoring sei bekannt. Er verstehe 
nicht, warum vonseiten des Ministeriums die eigene nachgeordnete Behörde, mit der 
man sich in Gesprächen befinde, nicht benannt werden könne. Zudem frage er sich, 
warum die Ausgestaltung des im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Rohstoffmonito-
rings nicht direkt zu Beginn der Legislaturperiode angegangen worden sei. 

Vernünftiger Klimaschutz sei ein Anliegen aller und die Frage danach also legitim. Er 
wiederhole seine vorherige Frage, ob das Ministerium den Bereich „Klimaschutz“ im 
LANUK im Rahmen der Fachaufsicht steuern werde. 

Dr. Christian Untrieser (CDU) führt aus, dass es keinesfalls so sei, dass die Landes-
regierung stets zu Beginn des Jahres einen Bericht zur Arbeitsplanung abgebe, 
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zumindest finde er auf die Schnelle keine für die Jahre 2021 und 2022. Während der 
Amtszeit von Professor Dr. Pinkwart habe es ebenfalls keine gegeben. 

Er weise den Vorwurf der Missachtung des Parlaments zurück. Es gebe keine festge-
schriebenen Regeln, Vereinbarungen oder Verfahren, daher bestehe zwar die Mög-
lichkeit einer Berichtsbitte zur Jahresplanung, aber kein Anspruch bezüglich der Länge 
des Berichts, unabhängig von der Handhabung anderer Ministerien. Er verbitte sich 
eine Skandalisierung. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) betont, dass dem Ministerium viel an einem gu-
ten Austausch zwischen der Legislative und der Exekutive liege. Transparenz sei eine 
der Stärken der Demokratie; sie danke für die Hinweise. Im Gegenzug erwarte sie 
Verständnis für die Situation der Landesregierung. Diese habe sich mit dem Koaliti-
onsvertrag ein Arbeitsprogramm auferlegt, dessen Umsetzung jedoch auch von den 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln abhänge.  

Die Ministerin bejaht die Frage zur Fachaufsicht des Bereichs „Klima“ im zukünftigen 
LANUK. 

In Bezug auf das Rohstoffmonitoring sei die Willensbildung der Landesregierung noch 
nicht abgeschlossen. Ein Ergebnis werde bei Einigung mitgeteilt. 

Der Ausschuss kommt überein, den Tagesordnungspunkt in 
einer der kommenden Sitzungen erneut aufzurufen. 
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11 Zwischenbilanz ein Jahr Bürgerenergiegesetz (Bericht beantragt von der Frak-

tion der SPD [s. Anlage 5])  

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/3474  

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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12 Transport und Lagerung von CASTOR-THTR/AVR-Behältern und Uranan-

reicherung (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP [s. Anlage 6])  

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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13 Verschiedenes  

hier: Debattenverlauf des Tagesordnungspunktes 10 

Dietmar Brockes (FDP) kritisiert, dass Vorsitzender Dr. Robin Korte ihm beim Tages-
ordnungspunkt 10 als einzigem Abgeordneten trotz Wortmeldung nicht erneut das 
Wort erteilt habe. Dies erwecke den Eindruck, dem Vorsitzenden sei die Debatte selbst 
unangenehm. Diese Verfahrensweise halte er für unparlamentarisch. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte erwidert, er habe den Zeitpunkt verkündet, ab dem er 
weitere Wortmeldungen nicht mehr zulasse. Es bestehe kein Zusammenhang zu dem 
Inhalt der Debatte. – Dietmar Brockes (FDP) betont, dass seine Wortmeldung recht-
zeitig erfolgt sei. 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

6 Anlagen 
25.02.2025/26.02.2025 
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Herrn Dr. Robin Korte MdL 
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Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde für die 62. Sitzung des Ausschusses 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 22. Januar 2025 mit dem 
Titel: „Uneinigkeit zwischen Merz und Wüst: wie verlässlich sind die Förderun-
gen von Thyssenkrupp und des Wasserstoffhochlaufs in NRW?" 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte, 

T 0211.884-26 38 
F 0211.884-31 72 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

auf einer Bochumer Betriebsrätekonferenz der Christlich-Demokratischen Ar-
beitnehmerschaft Deutschlands (CDA), dem Arbeitnehmerflügel der CDU, setzte 
der CDU-Bundesvorsitzende aus Nordrhein-Westfalen am 13. Januar deutliche 
Zweifel in die Zukunft des Stahlstandorts NRW und in die Transformation der 
Stahlindustrie. 

„Ich glaube nicht an grünen Stahl", lautete das Glaubensbekenntnis des Kanz-
lerkandidaten der Union, Friedrich Merz. „Wo soll der Wasserstoffdenn herkom-
men? Und der Stahl ist anschließend immer noch teurer. Wo soll das Geld dafür 
herkommen?", zitiert das Magazin Stern Friedrich Merz.1

Das Projekt tkH2Steel zur Umrüstung eines Hochofens zur Produktion von kli-
mafreundlicherem Stahl am Standort Duisburg ist ein Förderprojekt des Bundes, 
ohne Zutun des MWIKE vereinbart und zu 70 Prozent vom Bund finanziert. Hier 
stellt sich die Frage, welchen Fortbestand dieses Leuchtturmprojekt haben wird, 

1 https://www.stern.de/politik/friedrich-merz--beim-arbeiterfluegel-haut-er-ploetz-
lich-einen-raus-35375514.html (14.01.2025). 
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sollte die Position des Bundesvorsitzenden der CDU in seiner Partei mehrheits-
fähig sein oder sollte dieser gar selbst eine tragende Rolle in der nächsten Bun-
desregierung übernehmen. Hauptverantwortlich für die Förderung ist das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz. 

Friedrich Merz sind die Förderkonditionen des Projektes, das auch auf die Sub-
ventionierung der Betriebskosten mit grünem Wasserstoff für einen Übergangs-
zeitraum abstellt, offensichtlich ebenso unbekannt wie die Wasserstoff-Im-
portstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen. Oder er sieht diese Schritte als 
unzureichend an. 

Vor allem aber verunsichert Herr Merz die Branche und beeinträchtigt die Inves-
titionsbereitschaft aller Akteure für den Wasserstoffhochlauf, wenn er als Kanz-
lerkandidat der CDU/CSU den Kern der industriellen Transformation in Nord-
rhein-Westfalen und deutschlandweit kurzerhand politisch pauschal infrage-
stellt. Das Bekenntnis von Friedrich Merz zur Industrie bleibt dann folglich ohne 
räumlichen Bezug und qualitative Aussagen äußerst vage: "Europa muss ein 
Platz für industrielle Arbeitsplätze bleiben." Der Stern gibt Herrn Merz wie folgt 
wieder: „Das Thema Industriesicherung werde er gleich in den ersten Amtsta-
gen angehen. Das klingt ein wenig trumpig."2 Da passt ins Bild, dass Herr Merz 
auch Windenergieanlagen gerne zu seinen Lebzeiten wieder rückgebaut sähe, 
weil sie hässlich seien? 

Eine solche erratische Wirtschafts- und Energiepolitik wäre eine Gefahr für den 
Wirtschaftsstandort und für jegliche Transformationsbestrebungen hin zu einer 
klimaneutralen Industrie. Eine solche Wirtschaftspolitik einer neuen Bundesre-
gierung oder eine landespolitische Rezeption gefährdete letztlich den Wohl-
stand im Land. 

Die Landesregierung muss nun erklären, inwiefern die Kofinanzierung des Pro-
jektes tkH2Steel sowie weiterer IPCEI-Wasserstoffprojekte abhängig von einem 
Fortbestand der Bundesförderung ist und inwiefern der Bund eine solche Förde-
rung einseitig aufkündigen könnte. 

2 Ebd. 
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/cdu-merz-windraeder-abbauen-

weil-sie-haesslich-sind/100086819.html (14.01.2025). 
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In der Landespressekonferenz am 12. November 2024 versprach Ministerpräsi-
dent Wüst, den Transformationsprozess bei Thyssenkrupp Steel durchzuziehen: 
„Auf uns können sich die Menschen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ver-
lassen." Nun müssen angesichts der Aussagen ihres nordrhein-westfälischen 
Parteikollegen und Bundesvorsitzenden Friedrich Merz Ministerpräsident Wüst 
und die CDU-Fraktion klarstellen, ob sie diese Ansichten teilen und was ihr Ver-
sprechen tatsächlich gilt. 

Um diese Fragen zu erörtern, beantrage ich daher für die SPD-Fraktion eine 
Aktuelle Viertelstunde in der anstehenden 61. Ausschusssitzung am 22. Januar 
2025. 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka MdL 
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Datengrundlage der Studie 
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• • • • 

& 
STRATEGIE 

_4D BERATUNG 
1 1 1 4

1212

1212

4

KleinstadtKleinstadt MittelstadtMittelstadt GroßstadtGroßstadt

8585

238

182

3,137

5,218

5,323
2828

KommunenKommunen
505

HandelsHandels-
unternehmenunternehmenunternehmen

13.678
VerbraucherinnenVerbraucherinnenVerbraucherinnen
und Verbraucherund Verbraucherund Verbraucher

1616
1212 6,4517,227248257

LändlichLändlich Urban

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 64 -
 

APr 18/812
 Anlage 2, Seite 4



Kernergebnisse der Studie 

STRATEGIE 
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Situation der Situation der Situation der Konsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRWKonsumentinnen und Konsumenten in NRW

• Stationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden OnlineStationärer Einzelhandel bleibt trotz wachsenden Online-Handels weiterhin Handels weiterhin Handels weiterhin Handels weiterhin zentraler Anlaufpunkt zentraler Anlaufpunkt zentraler Anlaufpunkt zentraler Anlaufpunkt zentraler Anlaufpunkt mit 

Schlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die VersorgungssicherheitSchlüsselrolle für die Versorgungssicherheit

• OnlineOnline-HandelHandel ist jedoch inzwischen ein ist jedoch inzwischen ein ist jedoch inzwischen ein ist jedoch inzwischen ein ist jedoch inzwischen ein StandardkanalStandardkanalStandardkanal, besonders für Non, besonders für Non, besonders für Non, besonders für Non-Food-ProdukteProdukte

Situation der Situation der Situation der Einzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRWEinzelhandelsunternehmen (KMU) in NRW

• Besondere Besondere HerausforderungenHerausforderungenHerausforderungenHerausforderungen: Konkurrenz durch : Konkurrenz durch : Konkurrenz durch : Konkurrenz durch große Onlinegroße Onlinegroße Online-PlattformenPlattformenPlattformen, steigende Energiepreise, , steigende Energiepreise, , steigende Energiepreise, , steigende Energiepreise, , steigende Energiepreise, 

FachkräftemangelFachkräftemangelFachkräftemangelFachkräftemangel

• DigitalisierungsdefiziteDigitalisierungsdefiziteDigitalisierungsdefiziteDigitalisierungsdefiziteDigitalisierungsdefizite, viele KMU ohne Online, viele KMU ohne Online, viele KMU ohne Online, viele KMU ohne Online, viele KMU ohne Online-Präsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige EinnahmequellePräsenz und stationärer Handel oft einzige Einnahmequelle

Situation der Situation der Situation der Kommunen in NRWKommunen in NRWKommunen in NRWKommunen in NRW

• Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf Handelslandschaft oft konzentriert auf InnenstädteInnenstädteInnenstädte

• Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und Sicherung der Funktion der Innenstädte und UmnutzungUmnutzungUmnutzung leerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderungleerstehender Flächen als Herausforderung
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Digitalisierung und das Einkaufsverhalten der Konsumentinnen und 
Konsumenten: Häufigkeit der Wahl alternativer Kanäle zum Einkaufen 
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Digitale Transformation im Einzelhandel nicht als Option, sondern als 
Notwendigkeit 

STRATEGIE 
BERATUNG 

"'?  Salbrber.e it.• & ••••.•• 

Die Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten Konsumentinnen und Konsumenten erwarten es:

• Konsument:innenKonsument:innenKonsument:innenKonsument:innen schätzen schätzen digitale Angebotedigitale Angebotedigitale Angebotedigitale Angebote, kaufen regelmäßig , kaufen regelmäßig , kaufen regelmäßig , kaufen regelmäßig onlineonline ein, nutzen ein, nutzen OmnichannelOmnichannelOmnichannel-ServicesServices

und wollen das und wollen das und wollen das auch in der Zukunft auch in der Zukunft auch in der Zukunft auch in der Zukunft weiter tunweiter tun

Die Händler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichendHändler bieten es nicht ausreichend:

• Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die Während viele Handelsunternehmen die Bedeutung digitaler Innovationen erkennen, bleibt die konkrete konkrete 

UmsetzungUmsetzung oft zurück oft zurück gerade bei KMU fehlt es an gerade bei KMU fehlt es an gerade bei KMU fehlt es an gerade bei KMU fehlt es an gerade bei KMU fehlt es an RessourcenRessourcen und StrategieStrategie

• nur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Onlinenur rd. ein Drittel mit eigenem Online-Shop 

• digitale Technologien am Pointdigitale Technologien am Pointdigitale Technologien am Pointdigitale Technologien am Pointdigitale Technologien am Pointdigitale Technologien am Point-ofof-Sale sind der AusnahmefallSale sind der AusnahmefallSale sind der AusnahmefallSale sind der AusnahmefallSale sind der Ausnahmefall

Die Kommunen bleiben skeptischKommunen bleiben skeptischKommunen bleiben skeptischKommunen bleiben skeptischKommunen bleiben skeptischKommunen bleiben skeptisch:

• Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Zwar erkennen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister die Digitalisierung als wichtig Digitalisierung als wichtig Digitalisierung als wichtig Digitalisierung als wichtig Digitalisierung als wichtig für die für die 

wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren wirtschaftliche Entwicklung an, aber bei ihnen dominieren Skepsis und Neutralität Skepsis und Neutralität Skepsis und Neutralität Skepsis und Neutralität Skepsis und Neutralität die Bewertung digitaler die Bewertung digitaler die Bewertung digitaler die Bewertung digitaler die Bewertung digitaler 

EinkaufsmöglichkeitenEinkaufsmöglichkeitenEinkaufsmöglichkeitenEinkaufsmöglichkeiten

8

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 68 -
 

APr 18/812
 Anlage 2, Seite 8



Agenda 

Kernergebnisse der Studie 

igitalisierung 

Verkaufsoffene Sonntage 

ahversorgung 

zit und Implikationen 

STRATEGIE 
BERATUNG 

9

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 69 -
 

APr 18/812
 Anlage 2, Seite 9



Verkaufsoffene Sonntage aus Sicht der Konsumentinnen und 
Konsumenten: Wenig Argumente dafür 

... weil sie die Attraktivität der Stadt erhöhen. 

... weil sie das Gemeinschaftsgefühl der Stadt erhöhen 

... weil ich die Zeit mit Familien und Freunden nutzen kann. 

... weil ich neue Geschäfte entdecken kann. 

... weil ich in Ruhe/entspannter einkaufen gehen kann. 

STRATEGIE 
BERATUNG 
.e4 St. no•ne it.• & P••••••• 

4 

1010n = 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu= 13.678, 1 = trifft gar nicht zu; 5 = trifft voll zu

3.3

2.5

2.3

2.2

1.9

1.9

Nicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle fürNicht davon/Verkaufsoffene Sonntage spielen keine Rolle für

mich.

Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (Verkaufsoffene Sonntage spielen eine Rolle für mich… (MittelwertMittelwert)

ZuZu-
stimmungstimmung

AblehnungAblehnung
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Verkaufsoffene Sonntage sind insgesamt nur mäßig beliebt 

Etwas höhere Zustimmung, aber keine Begeisterung 

STRATEGIE 
BERATUNG 

Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur Konsumentinnen und Konsumenten: Nur mäßigemäßige BeliebtheitBeliebtheitBeliebtheit

• Jüngere Personen:Jüngere Personen:Jüngere Personen:Jüngere Personen:

• Ältere Personen:Ältere Personen:Ältere Personen:Ältere Personen: Kaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich abKaum Interesse; Bedeutung nimmt mit zunehmendem Alter deutlich ab

Handel: Handel: Moderat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener MehrwertModerat wahrgenommener Mehrwert

• Handelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positivHandelsunternehmen bewerten den Nutzen meist moderat positiv

• Ziel: UmsatzZiel: UmsatzZiel: Umsatz- und Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßigund Attraktivitätssteigerung, wirtschaftlicher Beitrag eher mäßig

Kommunen: Kommunen: Kommunen: KurzfristigeKurzfristigeKurzfristige LösungLösung

• Städte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigernStädte setzen verkaufsoffene Sonntage ein, um Attraktivität und Besucherfrequenz zu steigern

Verkaufsoffene Sonntage sind Verkaufsoffene Sonntage sind Verkaufsoffene Sonntage sind Verkaufsoffene Sonntage sind Verkaufsoffene Sonntage sind Verkaufsoffene Sonntage sind bei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älterenbei den Jüngeren beliebter als bei Älteren Zielgruppenkonzepte könnten Zielgruppenkonzepte könnten Zielgruppenkonzepte könnten Zielgruppenkonzepte könnten Zielgruppenkonzepte könnten Zielgruppenkonzepte könnten 

erfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisenerfolgversprechender sein als konservative Herangehensweisen
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Anfahrtsweg zum nächstgelegenen Supermarkt 

STRATEGIE 
_%? BERATUNG 

Anteil in ProzentAnteil in ProzentAnteil in Prozent
GesamtGesamt

(n=13.768)=13.768)

KleinstadtKleinstadt

(n=3.137)=3.137)

MittelstadtMittelstadt

(n=5.218)=5.218)

GroßstadtGroßstadt

(n=5.323)=5.323)

Ländlicher RaumLändlicher RaumLändlicher Raum

(n=6.451)=6.451)

Urbaner RaumUrbaner RaumUrbaner Raum

(n=7.227)=7.227)

unter 1 kmunter 1 km 43,6 % 32,7 % 38,6 % 54,9 % 39,3 % 47,5 %

1-3 km 40,0 % 38,3 % 43,9 % 37,1 % 40,2 % 39,8 %

3-10 km 14,8 % 25,8 % 16,0 % 7,0 % 18,3 % 11,6 %

1010-25 km 1,2 % 2,7 % 1,0 % 0,5 % 1,8 % 0,7 %

mehr als 25 kmmehr als 25 kmmehr als 25 km 0,1 % 0,2 % 0,1 % 0,0 % 0,1 % 0,0 %

keine Angabekeine Angabekeine Angabe 0,4 % 0,3 % 0,3 % 0,5 % 0,3 % 0,4 %
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Nahversorgung weit gehend gesichert, aber Abwärtsspirale der 
Einzelhandelsausstattung 

„Nahversorgung" sollte nicht nur „Lebensmittel" 

STRATEGIE 
BERATUNG 

"'?  Salbrber.e it.• & ••••.•• 

Stand der Stand der NahversorgungNahversorgungNahversorgung: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten: kurze Anfahrtswege (bis 3 km) für knapp 84 % aller Befragten

• Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für Ländlicher Raum: kurze Anfahrtswege für 79,5 % der Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumentender Konsumentinnen und Konsumenten

• Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für Urbaner Raum: kurze Anfahrtswege für 87,3 % der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten der Konsumentinnen und Konsumenten, in Großstädten 

für 92 %

ZufriedenheitZufriedenheitZufriedenheit mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist mit der Einkaufssituation im stationären Handel ist praktisch nirgendwo praktisch nirgendwo praktisch nirgendwo praktisch nirgendwo praktisch nirgendwo noch gegebennoch gegebennoch gegeben

• Großstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor OrtGroßstädte mit besonders geringer Zufriedenheit mit der Einkaufssituation vor Ort

• Rückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von KommunenRückgänge der Geschäfte überwiegt in allen Arten von Kommunen

denkendenken

• auch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Nonauch ganzheitliche Versorgung mit Non-Food-Produkten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine RolleProdukten und Marken spielt eine Rolle

• urbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalturbane Räume brauchen stärkere Vielfalt
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Nachhaltige Handelsentwicklung erfordert kreative Konzepte und Dialog 

"Klassische" Standortkriterien zählen für den Handel 

STRATEGIE 
BERATUNG 

Standort als Schlüsselfaktor Standort als Schlüsselfaktor Standort als Schlüsselfaktor Standort als Schlüsselfaktor Standort als Schlüsselfaktor Standort als Schlüsselfaktor für den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteurefür den Einzelhandel und Kommunen als Schlüsselakteure
•

• Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, Erreichbarkeit, Aufenthaltsqualität, attraktive Mietkonditionen, attraktiver Mix vor Ort attraktiver Mix vor Ort attraktiver Mix vor Ort attraktiver Mix vor Ort attraktiver Mix vor Ort als Voraussetzungals Voraussetzungals Voraussetzungals Voraussetzung

HerausforderungenHerausforderungenHerausforderungenHerausforderungen v.a. für kleinere Städtev.a. für kleinere Städtev.a. für kleinere Städtev.a. für kleinere Städtev.a. für kleinere Städte
• Finanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen EinzelhandelFinanzielle Schwäche und begrenzte Bevölkerungszahlen erschweren lokalen Einzelhandel
• OnlineOnline- und Metropolenund Metropolenund Metropolen-Konkurrenz Konkurrenz Konkurrenz verstärken die Problemeverstärken die Problemeverstärken die Problemeverstärken die Problemeverstärken die Probleme

Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt Stationärer Handel auch in digital geprägter Welt unverzichtbarunverzichtbarunverzichtbar
• ZielgruppenkonzepteZielgruppenkonzepteZielgruppenkonzepteZielgruppenkonzepteZielgruppenkonzepte sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen sind erforderlich: Ältere Personen brauchenbrauchen Geschäfte, jüngere Personen Geschäfte, jüngere Personen Geschäfte, jüngere Personen Geschäfte, jüngere Personen Geschäfte, jüngere Personen Geschäfte, jüngere Personen schätzenschätzen

Geschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor OrtGeschäfte, die Innenstädte und das soziale Erleben vor Ort
• Entscheidende Rolle für Entscheidende Rolle für Entscheidende Rolle für Entscheidende Rolle für Entscheidende Rolle für VersorgungssicherheitVersorgungssicherheitVersorgungssicherheitVersorgungssicherheitVersorgungssicherheit und soziales Gefüge soziales Gefüge soziales Gefüge der Städteder Städte

Aktivitäten des Handels sind Aktivitäten des Handels sind Aktivitäten des Handels sind Aktivitäten des Handels sind Aktivitäten des Handels sind unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen unternehmerische Entscheidungen und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, und erfordern finanzielles Engagement, 
Risikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche TragfähigkeitRisikobereitschaft und wirtschaftliche Tragfähigkeit
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025 mit dem Titel „Lagebericht Tagebau 

Hambach – Abgrabungen Manheimer Bucht und Besetzung des 

Sündenwäldchens unter TOP 2 „Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

die Braunkohleplanung am Tagebau Hambach ist Gegenstand aktueller 

Berichterstattung. Laut WDR-Bericht vom 09.01.2025 steigt seit Jahresbeginn die 

Anspannung bei Umweltschützern und Waldbesetzern im Rheinischen Revier: Seit 

dem 01. Januar gilt der neue Hauptbetriebsplan für den Tagebau Hambach. Der 

sieht erstmals explizit vor, dass RWE die so genannte Manheimer Bucht abgraben 

darf. Durch die würde der Tagebau Hambach nach Süden erweitert. RWE will dort 

Material abbauen, um damit an anderen Stellen im Tagebau Böschungen 

aufzuschütten. 

Auf den Flächen, die abgebaggert werden sollen, liegt ein etwa sechs Hektar 

umfassendes Waldstück. Seit Monaten ist dieses so genannte Sündenwäldchen 

besetzt, die Aktivistinnen und Aktivisten wollen es retten. Seitdem der neue 

Hauptbetriebsplan gilt, befürchten sie, dass sie schon bald mit einem großen 

Polizeieinsatz aus dem Wald entfernt werden könnten. Zugleich kämpft der Bund 

für Umwelt und Naturschutz (BUND) NRW juristisch gegen diesen 

Hauptbetriebsplan, um die Manheimer Bucht im letzten Moment doch noch zu 

verhindern. 

Der neue RWE-Hauptbetriebsplan ist in der aktuellen Regierungszeit genehmigt. 

CDU und Bündnis 90/ Die Grünen haben sich in ihrem Koalitionsvertrag auf 

eine "großflächige Waldvernetzung im südlichen Teil des Tagebaus 

Hambach" festgelegt. Diese ökologische Vernetzung von Hambacher Forst und 

dem Bürgerwald Steinheide wird jedoch durch die künftige Manheimer Bucht 

massiv erschwert - einige Umweltschützer sagen gar: unmöglich gemacht. 

Der BUND NRW ist der Ansicht, dass Fragen zum Artenschutz im neuen 

Hauptbetriebsplan nicht ausreichend berücksichtigt sind. Deshalb klagt der 

Verband vor dem Oberverwaltungsgericht (OVG) in Münster und hofft so, die 

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 
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Freie 
Demokraten 

Nemdehda-IIVIMM.. FDP 

Koalitionsvertrages, „ 

„Biotop 

Manheimer Bucht" 

Zulassung aufzuheben. Bei einem Erfolg wäre die Manheimer Bucht vorerst 

verhindert, die derzeitigen Biotopstrukturen gerettet.  

Zusätzlich zu seiner Klage hat der BUND NRW beim OVG auch eine 

Zwischenverfügung beantragt, mit der die Rodung des Sündenwäldchens kurzfristig 

verhindert werden soll. Eine Entscheidung des Gerichts darüber erwarten 

Beobachter für die kommenden Tage. 

Wir bitten die Landesregierung um Ausfertigung eines schriftlichen Lageberichts 

unter Berücksichtigung folgender Fragestellungen:  

1. Wie ist der konkrete Zeitplan für die Rodung des Sündenwäldchens und 

die weiteren Abgrabungen zur Manheimer Bucht?  

2. Wie plant die Landesregierung konkret die Vereinbarung des 

eine im öffentlichen Eigentum stehende 

großflächige Waldvernetzung im südlichen Teil des Tagebaus Hambach" 

(Rn. 707- 709) umzusetzen?  

3. Laut Umweltschützern wird die ökologische Vernetzung des Hambacher 

Forstes und dem Bürgerwald Steinheide durch die künftige Manheimer 

Bucht massiv erschwert bzw. unmöglich gemacht. Es bestehen erhebliche 

Zweifel, ob der bisher geplante Biotop-Korridor vernetzung trotz 

einen funktionalen Austausch darstellen kann. Der 

Korridor wird nicht nur im Osten und Westen von den beiden Kiesgruben 

begrenzt, sondern südlich davon liegt auch eine Hauptverkehrsachse. Dort 

verlaufen die sechs Fahrstreifen der Autobahn A4, die Strecke der 

Hambachbahn, außerdem die ICE-Fernverbindung sowie die Gleise der S-

Bahn-Linie 19. 

Wie bewertet die Landesregierung die Einschätzung der Umweltschützer?  

Mit freundlichen Grüßen  

Dietmar Brockes MdL 
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

or 

11 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025 unter dem TOP „Arbeitsplanung des 

Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie für das Jahr 

2025

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Die FDP-Fraktion bittet die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht 

kommenden Sitzung des AWIKE zum Thema Arbeitsplanung des Ministeriums 

für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie für das Jahr 2025.”

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten: 

1. Welche Gesetzesinitiativen aus dem Verantwortungsbereich des 

Ministeriums werden im Jahr 2025 dem Landtag vorgelegt? Wie sieht 

hierzu die genaue Zeitplanung aus? 

2.  Welche Bundesratsinitiativen plant das Ministerium und wann werden 

diese in den Bundesrat eingebracht? 

3. Welche Verordnungen plant das Ministerium und wann werden diese von 

der Landesregierung verabschiedet? Wie wird dabei der Landtag 

beteiligt? 

4. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung insbesondere für das Jahr 

2025, um Industrie, Mittelstand und Handwerk von unnötiger Bürokratie, 

einer hohen Steuerlast sowie hohen Energiekosten zu entlasten?  

Mit freundlichen Grüßen  
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Freie 
Demokraten 

Nemdehda-IIVIMM.. FDP 
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NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

Andr4 Stinka MdL 

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-
maschutz und Energie 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

10. 012025 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sit-

zung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie am 22.01.2025 zum Thema: „Zwischenbilanz ein Jahr Bür-

gerenergiegesetz" 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

vor gut einem Jahr trat am 28. Dezember 2023 das Bürgerenergie-

gesetz Nordrhein-Westfalen in Kraft, das die Bürgerinnen und Bür-

ger im Land an den Fortschritten der Energiewende, konkret des 

Windkraftausbaus, materiell teilhaben lassen soll. 

In den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen so gut wie alle 

Windenergieanlagen, für die nach dem 28.12.2023 ein vollständi-

ger Genehmigungsantrag eingereicht worden ist. Insbesondere 

ausgenommen aus dem Geltungsbereich sind nach § 2 Abs. 3 Bür-

gEnG „Windenergieanlagen, die überwiegend der Eigenversor-

gung eines oder mehrerer Betriebe dienen und [die] innerhalb ei-

nes im jeweiligen Regionalplan festgelegten Bereichs für gewerb-

liche oder industrielle Nutzungen (GIB) liegen." 

Die SPD-Fraktion hatte bereits im Juni 2023 einen solchen Mecha-

nismus in dem Plenarantrag 18/4591 eingefordert, „um Klima-

schutz aktiv anzureizen, die Akzeptanz von 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 
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Klimaschutzmaßnahmen zu stärken und letztlich die Bürgerinnen 

und Bürger an der sozial-ökologischen Transformation des Landes 

teilhaben zu lassen." Gewinne aus dem Klimaschutz dürfen nicht 

auf Wenige beschränkt bleiben, während die Kosten der Transfor-

mation vielfach auf Verbraucherinnen und Verbraucher oder die 

öffentlichen Haushalte übertragen werden. Aus diesem Grund war 

die Einführung des Bürgerenergiegesetzes einige Monate später 

grundsätzlich positiv, auch wenn das Gesetz selbst mit Mängeln 

behaftet ist. 

Aus diesem Grund gilt es nach einem Jahr der Geltung Bilanz zu 

ziehen und die Mängelbehebung bzw. Weiterentwicklung dieses 

Mechanismus zu fokussieren. Aus Sicht der SPD-Fraktion ist es im 

Sinne des Anreizes für Klimaschutz und eine gelingende Energie-

wende für eine möglichst breite Beteiligung und verteilungspoliti-

sche Gerechtigkeit zielführend, dass der Mechanismus des Bürge-

renergiegesetzes auch auf große (Freiflächen-)Solaranlagen mit ei-

ner Mindestleistung von 1 MW übertragen wird, wie es für eine 

Gleichbehandlung beider Energieerzeugungsarten analog zu § 6 

EEG 2023 und zur Förderung der noch ausbaufähigen Freiflächen-

Photovoltaik geboten ist. Darüber hinaus ist regelmäßig zu prüfen, 

ob die maximale Flexibilität, um nicht zu sagen Unbestimmtheit, 

der Beteiligungsvereinbarungen zwischen Projektierern und Kom-

munen sowie auch die de facto verteilten Ausschüttungen in der 

Höhe dem Gesetzeszweck genügen. 

Denn nach § 7 Abs. 3 a-g BürgEnG sind Vereinbarungen zwischen 

Vorhabenträger und Kommunen zur Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger derart flexibel, dass nicht nur die Anwohnerinnen und 

Anwohner direkt profitieren dürfen, sondern auch eine Ausschüt-

tung in die kommunalen Kassen oder zur Finanzierung örtlicher 

Vereine vereinbart werden kann. Ebenso sind finanzielle Beteili-

gungen oder der Kauf ganzer Windenergieanlagen optional, was 

auf Seiten der Begünstigten zunächst die nötige Finanzkraft vo-

raussetzt. Aus diesem Grund hatte die SPD-Fraktion auf einen 

Seite 2 
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automatisierten Mechanismus gedrängt, der ohne die Vorleistung 

von eigenen Investitionen Anwohnerinnen und Anwohner direkt 

finanziell begünstigt, etwa über vergünstigte Stromtarife um Um-

kreis des Windrades. 

Die Realität sieht nun anders aus. Dabei war es war bereits in der 

Sachverständigenanhörung zum Gesetzentwurf absehbar gewe-

sen, dass diese Variante der Beteiligung bei der gewährten Flexibi-

lität seitens der Windradinvestoren kaum gewählt werden würde. 

Die Transparenzplattform im Energieatlas NRW weist mit Datum 

vom 19. Dezember 2024 aus, dass bisher lediglich 32 Vorhaben un-

ter das Bürgerenergiegesetz fallen. Von diesen ist erst bei zwei Vor-

haben eine konkrete Beteiligung zwischen Vorhabenträger und 

Kommunen vereinbart worden, nur bei zwei weiteren haben die 

Projektierer bereits Angebote an die Kommunen unterbreitet. Die 

gewählten Beteiligungen sehen vor, dass den Kommunen nach § 6 

EEG sodann 0,2 Cent pro kWh erzeugten Stroms angeboten wer-

den. Darüber hinaus werden in einem Fall in Nideggen gemeinnüt-

zige Vereine oder Stiftungen finanziert und auch ein definierter 

Kreis an Anwohnerinnen und Anwohnern finanziell direkt begüns-

tigt, während im anderen Fall in Borken 45,5 Prozent der Anteile i. 

H. v. 682.500 Euro den Bürgerinnen und Bürgern als „Schwarmfi-

nanzierung" angeboten werden. Die beiden weiteren Angebote, zu 

denen noch keine Vereinbarung getroffen worden ist, sehen je-

weils in Paderborn ebenso eine Zahlung an die Kommunen von 0,2 

Cent pro kWh Strom sowie eine jährliche Pauschale für örtliche ge-

meinnützige Vereine oder Stiftungen vor. In einem der Vorhaben 

soll zudem ein einzelnes Windrad als Bürgerwindrad ausgekoppelt 

werden. 

Die 0,2 Cent pro kWh markieren dabei jedoch die unterste Option 

eines Angebots, da sie nach dem Gesetz als Ersatzbeteiligung fest-

geschrieben sind, sofern keine Einigung zwischen den Akteuren er-

zielt werden kann. Vergünstigte Stromtarife oder Sparprodukte 
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wurden damit bisher in keinem Fall vereinbart oder auch nur an-

geboten. Für 28 Vorhaben ist bisher noch gar keine Regelung ge-

troffen worden' 

Deshalb bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen 

schriftlichen wie mündlichen Bericht zur Sitzung des Ausschusses 

für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 22. Januar 

2025. Der Bericht soll dabei insbesondere folgende Fragen beant-

worten: 

1. Laut LEE NRW sind im Jahr 2024 insgesamt 680 Windener-

gieanlagen in NRW genehmigt worden. Wie viele davon 

fallen bereits unter das Regime des Bürgerenergiegesetzes 

und aus welchen Gründen fallen die anderen nicht darun-

ter? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung die Einführung des Bür-

gerenergiegesetzes auf die Dynamik des Zubaus und der 

Genehmigungsbeantragung von Windrädern? 

3. Wann rechnet die Landesregierung mit Vereinbarungen 

zwischen Vorhabenträgern und Kommunen in den weite-

ren 28 Fällen, wo bisher keine Vereinbarung getroffen wor-

den ist? 

4. Aus welchen Gründen ist in den bisherigen Fällen lediglich 

die Ersatzbeteiligung in Höhe von 0,2 Cent pro kWh zum 

Tragen gekommen? 

5. Liegen der Landesregierung Hinweise darüber vor, dass ei-

nige der im Gesetz aufgeführten Beteiligungsoptionen 

nach den bisherigen Rückmeldungen von Vorhabenträ-

gern oder Kommunen als ungewünscht abgelehnt werden? 

6. Liegen der Landesregierung Hinweise über Einigungs-

schwierigkeiten zwischen einzelnen Kommunen bzw. 

1 https://www.energieatlas.nrw.de/site/transparenzplattform (09.01.2025) 
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mehreren Standortkommunen auf der einen und Vorha-

benträgern auf der anderen Seite vor? 

7. Wie viele Windenergieanlagen sind seit Geltung des Geset-

zes unter Berufung auf § 2 Abs. 3 BürgEnG vom Anwen-

dungsbereich ausgenommen worden, da sie in einem Ge-

werbegebiet bzw. zur Direktversorgung eines Betriebs ge-

plant wurden? 

8. Inwiefern und mit welchem Ziel plant die Landesregierung 

eine Novellierung des Bürgerenergiegesetzes? 

9. Wie beurteilt die Landesregierung die Ausweitung des An-

wendungsbereichs des Gesetzes auf Solarparks mit einer 

Leistung größer als 1 MW? 

10. Welche nachfolgenden Gesetzesinitiativen in anderen 

Bundesländern oder auf Bundesebene zur Etablierung ver-

gleichbarer Beteiligungsmechanismen sind der Landesre-

gierung bekannt? 

Mit freundlichen Grüßen 

Andre Stinka 
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Freie 
Demokraten 

N.M.Ne.VAMMI» FDP 

er 

Berichtsanfrage für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22.01.2025 unter dem TOP „Transport und Lagerung 

von CASTOR-THTR/AVR-Behältern und Urananreicherung“

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

Die FDP-Fraktion bittet die Landesregierung um einen Bericht für die kommenden 

Sitzung des AWIKE zum Thema Transport und Lagerung von CASTOR-THTR/AVR-

Behältern und Urananreicherung . Die TAZ berichtet in ihrer Ausgabe vom 

13.01.2025, dass die bundeseigene Jülicher Entsorgungsgesellschaft für 

Nuklearanlagen (JEN) die in Jülich lagernden rund 300.000 hoch radioaktiven 

Brennelemente möglichst schnell in das 170 km entfernte Zwischenlager nach 

Ahaus schaffen will und dafür bereits ab dem 13.01.2025 den Kreisverkehr einer 

Landstraße Richtung des Zwischenlagers Ahaus umbauen lassen wollte.  

Hintergrund:  

Im Jahr 2014 wurde die unverzügliche Entfernung der Kernbrennstoffe aus dem 

AVR-Behälterlager durch das NRW-Wirtschaftsministerium atomaufsichtlich 

angeordnet. Zum damaligen Zeitpunkt war nicht ersichtlich, ob und wann die 

Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen als Antragstellerin die 

Nachweise würde erbringen können, die seitens der Genehmigungsbehörde, dem 

Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung, gefordert wurden. Erst im 

Jahr 2022 wurde der JEN seitens des BASE bestätigt, dass der Gesamtkomplex der 

seismischen Bemessung und der davon abhängigen sicherheitstechnisch zu 

bewertenden Auswirkungen mit positivem Prüfergebnis abgeschlossen werden 

könne. 

Unabhängig davon ist die Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen 

weiterhin verpflichtet, die Arbeiten an der Option eines Zwischenlager-Neubaus in 

Jülich fortzuführen. So besteht mit dem für 2023 beschlossenen Haushaltsgesetz 

des Landes NRW für die Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen die 

Möglichkeit, geeignete Flächen nach gutachterlicher Wertermittlung vom Land 

NRW zu erwerben. 

FDP-Landtagsfraktion NRW  I  Platz des Landtags 1  I  40221 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden 

des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T:  0211 I 884 2750 
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„Die Genehmigung von Transporten und Zwischen 

ch ermöglicht." 

„grundsätzlich vorzugswürdig". Die parallele Verfolgung der Option eines 

Nemdehda-IIVIMM.. FDP Ministerin Mona Neubaur dazu in einer Pressemitteilung vom 24. Oktober 2023: 

- oder Endlagern sowie 

Risikoabwägungen, Prüfungen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen erfolgt auf 

der Bundesebene. Ich möchte klarstellen, dass zum jetzigen Zeitpunkt keine 

Entscheidung für eine der beiden Optionen getroffen wurde. Beide möglichen 

Optionen, der Neubau am Standort Jülich, wie auch der Transport nach Ahaus, 

werden parallel von der zuständigen Gesellschaft JEN vorangetrieben. Richtig ist, 

dass wir als Land hier von den Entscheidungen auf Bundesebene abhängig sind. Die 

Landesregierung NRW hat mit dem für 2023 beschlossenen Haushaltsgesetz den 

Erwerb von geeigneten Landesflächen für einen Zwischenlager-Neubau am 

Standort Jüli

Laut eines Berichts an den Haushaltsausschuss des Bundestages von September 

2022 bewerten die Bundesministerien BMUV, BMBF und BMF die Ahaus-Option als 

Zwischenlager-Neubaus in Jülich solle aus Sicht der Bundesministerien nach 

Durchführung der ersten Transporte beendet werden.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir um Berücksichtigung und Beantwortung 

folgender Fragen im Bericht der Landesregierung:  

1. Wie ist der konkrete Zeitplan für den Transport der CASTOR-THTR/AVR-

Behälter? (Bitte zum letztmöglich nachvollziehbaren Zeitpunkt vorliegende 

Terminübersicht darstellen.) 

2. Sowohl ein Zwischenlager-Neubau in Jülich, wie auch der Transport der 

CASTOR-THTR/AVR-Behälter nach Ahaus werden für die weitere Lagerung 

der Brennelemente erwogen.  

Welche neuen Erkenntnisse haben die weiteren Risikoabwägungen, 

Prüfungen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen für die Wahl einer der 

beiden Optionen ergeben?  

3. Welche der unter 3. genannten Optionen wird von der Landesregierung 

bevorzugt? (Bitte entsprechende Sachgründe darlegen.)  

4. Für die Gronauer Urananreichungsanlage (UAA) gibt es 

Erweiterungspläne. Seit Oktober 2024 liegt von Seiten des Betreibers 

Urenco ein Genehmigungsantrag für den Bau eines Lagerkomplexes für 

außer Dienst gestellte Uranzentrifugen vor. Ein weiterer Bau ist ebenfalls 

in Planung.  

Wie ist der aktuelle Stand der Genehmigungsverfahren für die geplanten 

Kapazitätserweiterungen der Gronauer Urananreicherungsanlage (UAA)? 

Wann ist mit einer Inbetriebnahme der zusätzlichen Kapazitäten zu 

rechnen?  

Mit freundlichen Grüßen  

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Dietmar Brockes MdL 
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